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EINLEITUNG

Jeder kann Opfer einer Straftat werden!
Opfer einer Straftat zu werden, ist für jede Person ein besonders unangenehmes und 
mitunter verstörendes Erlebnis. Neben körperlichen, psychischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen des Verbrechens ist es ganz normal, wenn man als Beteiligter 
eines Gerichtsverfahrens Gefühle wie Zweifel, Angst oder Sorgen hat. 

Wenn Sie selbst Opfer einer Straftat wurden oder jemanden kennen, der Opfer 
einer Straftat wurde, kann Ihnen diese Broschüre helfen: Hier finden Sie Informa-
tionen über Ihre Rechte, über den Strafprozess und wo Sie Unterstützung finden.

Wir haben uns bemüht, die Informationen in dieser Broschüre auf einfache und klar 
verständliche Weise darzustellen und gleichzeitig möglichst umfassende und voll-
ständige Informationen zur Verfügung zu stellen.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde auf die gleichzeitige Verwendung der 
Sprachformen männlich, weiblich und divers verzichtet. Sämtliche Personenbe-
zeichnungen gelten gleichwohl für alle Geschlechter.
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STRAFVERFAHREN

Es ist völlig normal, dass 
die Beteiligung an einem 
Strafprozess mit vielen 
Unsicherheiten und Ängs-
ten verbunden ist. Als 
Betroffener einer Straftat 
möchte man wissen, was 
einen erwartet und wie 
man sich verhalten soll. In den folgenden Kapiteln finden Sie eine übersichtliche 
Beschreibung des deutschen Strafverfahrens und der handelnden Personen. Sie 
bekommen Informationen zur Tätigkeit der Staatsanwaltschaft, zum Lauf der Er-
mittlungen und zur Gerichtsverhandlung.

Falls Sie weitere Informationen zum Strafverfahren benötigen, kontaktieren 
Sie bitte das Opfer-Telefon unter der in Deutschland kostenfreien Nummer 
116 006.

Bitte beachten Sie, dass es für jugendliche Straftäter teilweise besondere Vor-
schriften gibt, die hier nicht dargestellt werden.

„FALLS SIE WEITERE INFORMATIONEN 
ZUM STRAFVERFAHREN BENÖTIGEN, 
KONTAKTIEREN SIE BITTE DAS OPFER-
TELEFON UNTER DER IN DEUTSCHLAND 
KOSTENFREIEN NUMMER 116 006.“
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VERSUCHT ODER VOLLENDET?
Eine Straftat ist vollendet, wenn der Täter alle Inhalte eines Tatbestands erfüllt 
hat. Allerdings handelt auch derjenige strafbar, der mit der Tat beginnt und sie 
auch vollenden will. Das heißt: Wer einen anderen Menschen verletzen will und 
mit der Tat beginnt, der unternimmt einen Versuch – auch beispielsweise wenn 
das Opfer entkommen kann und letztlich nicht verletzt wird. Der Versuch kann 
ebenfalls strafbar sein. Das ist er immer dann, wenn es sich um ein Verbre-
chen handelt (Mindeststrafe von einem Jahr). Außerdem ist der Versuch auch 
strafbar, wenn der Gesetzgeber dies festgelegt hat. Das gilt zum Beispiel für 
Körperverletzung, Missbrauchsdelikte, Nötigung, Diebstahl und Betrug.

AN WEN KANN ICH MICH  
ALS OPFER EINER STRAFTAT  
WENDEN?

Jeder kann Anzeige bei der Polizei, der Staatsanwaltschaft oder dem Amtsgericht 
erstatten, wenn er von einer begangenen Straftat erfahren hat. Um Anzeige er-
statten zu können, muss man also nicht selbst Opfer der Straftat gewesen sein. 
Auch die Angehörigen und Freunde von Opfern einer Straftat sowie jeder Zeuge 
kann Anzeige erstatten. Die Anzeige kann schriftlich oder mündlich erfolgen. Um 
die Ermittlungen zu erleichtern, ist es sinnvoll, bei der Anzeigeerstattung möglichst 
umfassende und vollständige Angaben zu machen – zum Beispiel mögliche andere 
Zeugen zu benennen. Außerdem sollte man mögliche Beweise vorlegen. Eine An-
zeige kann auch erstattet werden, wenn der Täter nicht bekannt ist. Man muss als 
Privatperson keine Strafanzeige erstatten. Anders ist das nur, wenn man von der 
Planung bestimmter schwerer Taten (zum Beispiel Mord, Raub) erfährt. 

DIE STRAFTAT

ANZEIGE UND STRAFANTRAG

Das Strafgesetzbuch (StGB) regelt, was nach deutschem Recht strafbar ist. Der 
Täter muss den gesetzlichen Tatbestand verwirklichen und dabei rechtswidrig 
und schuldhaft gehandelt haben. Rechtswidrig hat er gehandelt, wenn er keinen 
rechtfertigenden Grund hatte, z. B. Notwehr. Für eine schuldhafte Handlung muss 
Schuldfähigkeit vorliegen. Diese kann beispielsweise bei einer schweren psychi-
schen Störung oder aufgrund starker Alkoholisierung oder Drogeneinfluss fehlen.

VERBRECHEN – VERGEHEN?
Nicht jede Straftat ist im juristischen Sinne ein Verbrechen. Ein Verbrechen liegt 
nur dann vor, wenn die gesetzliche Mindeststrafe bei einem Jahr oder darüber 
liegt. Ansonsten spricht das deutsche Strafrecht von einem Vergehen.

VORSÄTZLICH ODER FAHRLÄSSIG?
Jeder Tatbestand setzt voraus, dass bestimmte Merkmale (Handlungen und 
Ergebnisse) erfüllt sind. Hierbei spricht man vom objektiven Tatbestand. Bei 
einer Körperverletzung wird zum Beispiel ein Mensch durch einen anderen ver-
letzt. Der Täter muss auch eine bestimmte innere Einstellung zur Handlung ge-
habt haben. Das nennt man den subjektiven Tatbestand. Grundsätzlich fordert 
das Strafrecht, dass ein Tatbestand vorsätzlich („Wissen und Wollen“) verwirk-
licht wurde. Für die Körperverletzung bedeutet das: Der Täter muss wissen, 
dass seine Handlung einen anderen verletzt und er muss dies auch wollen. 
Dazu reicht es auch aus, wenn der Täter „billigend in Kauf nahm“, dass seine 
Handlung einen bestimmten Erfolg herbeiführte. In diesem Fall hielt er die Ver-
wirklichung des Tatbestands also ernstlich für möglich und fand sich mit ihr ab.
Daneben gibt es einige Delikte, die auch fahrlässig verwirklicht werden kön-
nen. Der Täter hat dann nicht sorgfältig und aufmerksam gehandelt und da-
durch eine Straftat begangen. Eine Körperverletzung kann beispielsweise auch 
fahrlässig begangen werden.
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Das Opfer kann sich von einer Ver-
trauensperson zur Anzeigenerstat-
tung begleiten lassen.

Sind Sie im europäischen Aus-
land Opfer geworden, können Sie in 
Deutschland Anzeige erstatten.

WIE SIEHT EINE ANZEIGE AUS?

Eine Anzeige muss wahrheitsgetreu sein und sollte möglichst genau den Ablauf der 
Tat schildern. Auch wenn nicht zu allen Punkten Angaben gemacht werden kön-
nen, ist eine Anzeige möglich. Auch gegen einen unbekannten Täter kann Anzeige 
erstattet werden. Dabei sind Angaben zu folgenden Fragen hilfreich:

Eine Anzeige kann schriftlich oder 
mündlich (teilweise auch online) er-
stattet werden. Ein Opfer, das der 
deutschen Sprache nicht mächtig ist, 
erhält Unterstützung bei der Anzei-
generstattung in einer ihm verständ-
lichen Sprache. Mit der Aufnahme 
der Anzeige wird ein Aktenzeichen 
angelegt. Dieses Aktenzeichen wird 
im Lauf des Strafverfahrens benötigt, 
beispielsweise bei weiterem Schrift-
verkehr, zur Nachreichung von Scha-

densaufstellungen, zum Nachweis der Anzeigenerstattung gegenüber Versi-
cherungen oder für einen Anruf bei dem polizeilichen Sachbearbeiter. Deshalb 
sollte man sich das Aktenzeichen immer notieren und gegebenenfalls danach 
fragen. Als Opfer erhält man auf Antrag eine schriftliche Bestätigung seiner 
Strafanzeige in verständlicher Sprache. Diese enthält Angaben zur Tatzeit, dem 
Tatort und der angezeigten Straftat.

KANN ICH BEI EINER ANZEIGE
ANONYM BLEIBEN?

Zum Schutz des Opfers oder anderer Personen darf das Opfer einer Straftat sei-
ne Wohnadresse verschweigen und eine andere Adresse angeben, an die ihm 
Schriftstücke zugestellt werden können. Dies kann zum Beispiel die Adresse eines 
Rechtsanwalts sein. Die Wohnadresse erscheint in diesem Fall nicht in den Akten.
Wenn eine Gefährdung für Leib, Leben oder Freiheit des Zeugen besteht, kann in 
sehr schweren Fällen die Identität des Zeugen besonders geschützt werden.  Die 
Angaben zur Identität werden dann getrennt von den Strafakten bei der Staats-
anwaltschaft aufbewahrt.

Es ist auch möglich, der Polizei einen anonymen Hinweis zu geben. Die Polizei ist 
dazu verpflichtet, den Hinweis zu überprüfen.

MUSS ICH SOFORT NACH  
DER STRAFTAT EINE ANZEIGE  
ERSTATTEN?

Grundsätzlich kann man eine Straftat 
immer zur Anzeige bringen. Eine Frist 
zur Anzeigeerstattung gibt es nicht.

Allerdings unterliegen alle Straftaten 
außer Mord der Verjährung. Das heißt, 
unter Umständen kann es auch in man-
chen Fällen passieren, dass keine Straf-
verfolgung mehr möglich ist. Die Verjäh-
rungsfristen liegen zwischen 3 und 30 
Jahren. Der Beginn der Verjährungsfrist 
kann je nach Straftat oder Alter des Op-
fers unterschiedlich sein. (Zum Beispiel beginnt die Verjährungsfrist bei sexuellem 
Kindesmissbrauch nach neuem Recht erst ab Vollendung des 30. Lebensjahres 
des Opfers.) Im Einzelfall kann eine rechtliche Beratung erforderlich sein. Nach Ab-
lauf der Verjährungsfrist dürfen die Straftaten nicht mehr verfolgt werden.

„MITARBEITER DES WEISSEN 
RINGS, EINER ANDEREN 
OPFERHILFEEINRICHTUNG 
ODER ANDERE VERTRAUENS- 
PERSONEN KÖNNEN DAS OPFER 
ZUR ANZEIGEERSTATTUNG 
BEGLEITEN.”

„FALLS SIE SICH NICHT 
SICHER SIND, OB SIE EINE 
ANZEIGE ERSTATTEN 
MÖCHTEN, INFORMIEREN  
SIE SICH ODER LASSEN
SIE SICH VON EINER OPFER-
HILFEEINRICHTUNG, ZUM 
BEISPIEL DEM WEISSEN RING, 
UNTERSTÜTZEN.”

» Was ist passiert?
» Wie ist es passiert?
» Wo ist es passiert?
» Wann ist es passiert?
» Wem ist es passiert?
» Wer hat die Tat begangen?
» Wer hat etwas gesehen?
» Was wurde bereits veranlasst?
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Falls Sie sich nicht sicher sind, ob Sie eine Anzeige erstatten möchten, informie-
ren Sie sich oder holen Sie sich bei einer Opferhilfeeinrichtung, zum Beispiel dem 
WEISSEN RING, Unterstützung.

Wenn Sie sich dazu entschieden haben, eine Anzeige zu erstatten, ist es empfeh-
lenswert, dies möglichst schnell zu tun. Denn dann können das Ermittlungsverfahren 
und auch die Beweisaufnahme zeitnah beginnen. Gerade bei körperlichen Übergrif-
fen ist es wichtig, dass die Beweisaufnahme unmittelbar erfolgen kann. Deshalb ist 
es ratsam, nach einem Übergriff sofort einen Arzt, ein Krankenhaus oder eine Polizei-
dienststelle aufzusuchen, um die Verletzungen dokumentieren zu lassen.

WAS IST EIN STRAFANTRAG  
UND WIE LANGE KANN ICH  
IHN STELLEN?

Es gibt bestimmte Delikte, die nur dann verfolgt werden, wenn das Opfer einen 
Strafantrag stellt, also ausdrücklich sagt, dass eine Strafverfolgung gewünscht 
wird. Dann spricht man von einem „Antragsdelikt“. Wann ein Antragsdelikt vorliegt, 
bestimmt das Strafgesetzbuch, das heißt, bei diesen Straftaten bestimmt   das Ge-
setz, dass ein Strafantrag erforderlich ist. Solche Taten sind zum Beispiel Sachbe-
schädigung, Beleidigung 
und Hausfriedensbruch. 
Der Strafantrag kann nur 
vom Opfer, in manchen 
Fällen auch von seinen 
Angehörigen gestellt wer-
den. Für einen Strafantrag 
gibt es Formvorschriften. 
Er kann sofort oder später 
gestellt werden. Dabei ist 
unbedingt zu beachten, dass eine Frist von 3 Monaten grundsätzlich einzuhalten 
ist. Diese Frist beginnt erst zu laufen, wenn Sie sowohl von der Tat als auch von 
dem Täter Kenntnis haben. Der Antrag kann auch zurückgenommen werden. In 
diesem Fall darf die Strafverfolgungsbehörde nicht weiterermitteln und stellt das 
Verfahren ein. Die Strafverfolgung wird aber fortgeführt, wenn ein besonderes öf-
fentliches Interesse an der Strafverfolgung festgestellt wird. Ein einmal zurückge-
nommener Antrag kann allerdings nicht erneuert werden.

Strafantrag: 

• Innerhalb von 3 Monaten stellen 

• Einmal zurückgenommen, kann 
• er nicht erneuert werden

KANN DIE POLIZEI ODER DIE  
STAATSANWALTSCHAFT DIE  
VERFOLGUNG EINER STRAFTAT  
ABLEHNEN?

Wie die Behörden auf den Verdacht einer 
Straftat reagieren müssen, hängt davon 
ab, um was für ein Delikt es sich handelt. 

Die meisten Delikte sind sogenannte 
„Offizialdelikte“. Hier gilt: Erfahren die 
Behörden davon, dass der Verdacht be-

steht, dass ein Offizialdelikt begangen wurde, sind sie verpflichtet, ein Ermittlungs-
verfahren zu eröffnen und den Sachverhalt zu erforschen. 

Anders verhält es sich wie geschildert bei den „Antragsdelikten“. Wenn der Antrag 
zurückgenommen wird, wird das Verfahren eingestellt. Das gilt aber nur für das 
Antragsdelikt. Wenn daneben gleichzeitig ein Offizialdelikt vorliegt, werden die Er-
mittlungen fortgeführt.

WICHTIG: Wenn man einen Strafantrag zurücknimmt, kann es passieren, dass 
man Kosten des Verfahrens tragen muss.

„ALS FAUSTFORMEL KANN 
MAN SICH MERKEN: JE 
SCHWERER DAS DELIKT, 
DESTO EHER IST ES EIN 
OFFIZIALDELIKT.”

BEI DER ANZEIGEERSTATTUNG WERDEN 
SIE AUF IHRE RECHTE INNERHALB UND 
AUSSERHALB DES STRAFVERFAHRENS 
HINGEWIESEN:
Sie müssen beispielsweise hingewiesen werden auf Ihr Recht, einen Straf-
antrag zu stellen, einen Anwalt zu beauftragen, einen Psychosozialen Pro-
zessbegleiter in Anspruch zu nehmen oder in bestimmten Fällen Ihre Zulas-
sung als Nebenkläger zu beantragen.
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WAS GESCHIEHT, NACHDEM  
ICH EINE ANZEIGE ERSTATTET  
HABE?

Haben die Strafverfolgungsbehörden von dem Verdacht einer Straftat erfahren, be-
ginnt das Ermittlungsverfahren. Das Ermittlungsverfahren leitet die Staatsanwalt-
schaft, unterstützt durch die Polizei. Dabei ist sie zu Objektivität und Neutralität 
verpflichtet. Sie ermittelt sowohl die belastenden als auch die entlastenden Um-
stände. Am Ende des Ermittlungsverfahrens wird entweder Anklage bei Gericht er-
hoben, ein Strafbefehl erlassen (steht einer Verurteilung gleich) oder das Verfahren 
wird eingestellt.

Eine wichtige Aufgabe des Er-
mittlungsverfahrens ist die Be-
weissicherung. Dazu stehen 
der Staatsanwaltschaft be-
stimmte Ermittlungsmaßnah-
men zur Verfügung. Für die Erforschung des Sachverhalts können insbesondere 
folgende Ermittlungsmaßnahmen durchgeführt werden:

» Vernehmung des Beschuldigten, des Opfers und der Zeugen
» Sichten von Beweismitteln (zum Beispiel Briefe, Fotos, SMS)
» Besichtigung und Spurensicherung am Tatort
» Sicherstellung und Beschlagnahme von Gegenständen
» Haus- und Personendurchsuchungen
» Observationen

DIE ROLLE DES OPFERS IM  
ERMITTLUNGSVERFAHREN

Als Opfer ist man ein wichtiger Zeuge im Verfahren und wird deshalb bereits im 
Ermittlungsverfahren vernommen, um die nötigen Beweise zu sichern. Diese Ver-

nehmung erfolgt 
entweder durch die 
Polizei, die Staats-
anwaltschaft oder 
den Ermittlungs-
richter bei Gericht. 
Wird man als Zeu-
ge durch die Poli-
zei geladen und tut 
sie dies im Auftrag der Staatsanwaltschaft, so ist man grundsätzlich verpflichtet 
zu erscheinen. Wird man durch die Staatsanwaltschaft oder das Gericht geladen, 
muss man immer erscheinen. Erscheint man nicht, kann eine zwangsweise Vor-
führung, ein Ordnungsgeld oder, wenn dieses nicht durchgesetzt werden kann, 
Ersatzordnungshaft angeordnet werden. Man ist verpflichtet, die Wahrheit zu sa-
gen. In bestimmten Fällen gibt es jedoch das Zeugnisverweigerungsrecht oder das 
Auskunftsverweigerungsrecht.

Ein Zeugnisverweigerungsrecht besteht, wenn man mit dem Beschuldigten ver-
lobt oder verheiratet ist oder war, verschwägert oder in bestimmter Weise verwandt 
ist. Ein Zeugnisverweigerungsrecht besteht außerdem, wenn man einer beruflichen 
Schweigepflicht unterliegt, die zur Verschwiegenheit verpflichtet (zum Beispiel 
Arzt, Seelsorger, Psychologe).

Ein Auskunftsverweigerungsrecht besteht, wenn eine Aussage den Zeugen 
selbst oder einen seiner Angehörigen in die Gefahr bringen würde, wegen einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden. Vor 
jeder Vernehmung wird man als Zeuge über seine Rechte 
und Pflichten belehrt.

IHRE RECHTE ALS OPFER IM 
ERMITTLUNGSVERFAHREN

 »  Recht auf frühzeitige, regelmäßig schriftliche Information in verständlicher Sprache 
über Ihre Rechte im Strafverfahren:
›  auf Antrag Mitteilung über die Einstellung des Verfahrens zu erhalten
›    auf Antrag Mitteilung über Ort und Zeitpunkt der Hauptverhandlung so wie die 

gegen den Angeklagten erhobenen Beschuldigungen zu erhalten

DAS ERMITTLUNGSVERFAHREN

„DAS ERMITTLUNGSVERFAHREN 
LEITET DIE STAATSANWALTSCHAFT, 
UNTERSTÜTZT DURCH DIE POLIZEI.”

Achtung: 

„IN BESTIMMTEN FÄLLEN GIBT ES JEDOCH 
DAS ZEUGNISVERWEIGERUNGSRECHT ODER 
DAS AUSKUNFTSVERWEIGERUNGSRECHT.“
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›  auf Antrag Mitteilung über den Ausgang des Gerichtsverfahrens zu erhalten
 ›  eine Tat anzuzeigen oder einen Strafantrag zu stellen
 ›  die Nebenklage zu beantragen
 ›  die Beiordnung als Opferanwalt oder Prozesskostenhilfe zu beantragen
 ›   einen Antrag auf einen Dolmetscher und Übersetzungen im Strafverfahren  

zu stellen
 ›   einen Antrag zu stellen, um Schadensersatz- oder Schmerzensgeldforderun-

gen innerhalb des Strafverfahrens geltend zu machen
 ›  Einen Antrag auf Zeugengelderstattung zu stellen
 ›  an einem Täter-Opfer-Ausgleich teilzunehmen
 ›   dass Ihnen persönliche Fragen nur gestellt werden dürfen, wenn es unerlässlich ist
 ›   dass der Angeklagte während Ihrer Vernehmung aus dem Sitzungssaal ent-

fernt werden kann oder eine Videovernehmung möglich ist
 ›   dass die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden kann während Ihrer Vernehmung
 ›   dass es für minderjährige Opfer die Möglichkeit gibt, die Vernehmung auf Vi-

deo aufzunehmen, das dann in der Hauptverhandlung vorgespielt wird
 ›  dass minderjährige Opfer grundsätzlich nur durch den Richter befragt werden
 ›   auf Antrag Information darüber zu erhalten, ob dem Verurteilten ein Kontakt-

verbot erteilt worden ist
 ›   auf Antrag zu erfahren, ob freiheitsentziehende Maßnahmen gegen den Täter 

angeordnet sind oder beendet werden
 ›   auf Antrag zu erfahren, ob dem Täter Hafturlaub oder Vollzugslockerungen ge-

währt wurden
 ›   auf Antrag zu erfahren, ob der Täter aus der Haft geflohen ist und welche 

Maßnahmen zu Ihrem Schutz getroffen wurden

 »  Recht auf frühzeitige, möglichst schriftliche Information in verständlicher Spra-
che über folgende Rechte außerhalb des Strafverfahrens:

 ›   Schadensersatz- oder Schmerzensgeldansprüche in einem Zivilverfahren gel-
tend zu machen und bei Vorlage der Voraussetzungen dafür Prozesskosten-
hilfe zu beantragen

 ›  einen Gewaltschutzantrag zu stellen
 ›  einen Antrag nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) zu stellen
 ›   Entschädigungsansprüche aus Verwaltungsvorschriften des Bundes oder der 

Länder geltend zu machen
 ›  Unterstützung durch Opferhilfeeinrichtungen zu erhalten

 »  Recht auf frühzeitige, regelmäßig schriftliche Information in verständlicher 
Sprache auf Ihre Rechte als Nebenkläger:

 › bereits im Ermittlungsverfahren einen Rechtsanwalt zu beauftragen
 ›  Anwesenheitsrecht während der gesamten Hauptverhandlung
 ›  Anwesenheitsrecht Ihres Rechtsanwalts in der Hauptverhandlung
 ›  die Beiordnung eines Opferanwalts oder Prozesskostenhilfe zu beantragen

 » Rechte bei einer polizeilichen Vernehmung als Zeuge:
 ›  Recht auf Belehrung über Rechte und Pflichten
 ›  Recht auf Begleitung durch eine Vertrauensperson
 ›  Möglichkeit eines anwaltlichen Beistands
 ›  Zeugnisverweigerungsrecht und Auskunftsverweigerungsrecht

AKTENEINSICHT

Mit Hilfe eines Rechtsanwalts kann jedes Opfer die Akteneinsicht oder -auskunft 
beantragen, sofern ein berechtigtes Interesse nachgewiesen werden kann. Be-
stimmte Opfer können Akteneinsicht nehmen, ohne ein berechtigtes Interesse dar-
zulegen. Näheres hierzu finden Sie unter dem Stichwort Nebenklage. Die Akten-
einsicht wird abgelehnt, wenn schutzwürdige Interessen des Beschuldigten oder 
anderer Personen entgegenstehen. Sie kann versagt werden, wenn hierdurch der 
Untersuchungszweck (auch der eines anderen Strafverfahrens) gefährdet oder das 
Verfahren erheblich verzögert würde. Wird die Akteneinsicht versagt, muss dies 
durch einen Bescheid mitgeteilt werden.

Die Staatsanwaltschaft oder der Richter können auch ohne Einschaltung eines 
Rechtsanwalts dem Opfer auf Antrag Auskünfte aus den Strafakten erteilen oder 
Abschriften aushändigen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wurde. Wich-
tig ist in jedem Fall, dass die dadurch erlangten Informationen nur zu dem Zweck 
benutzt werden dürfen, für den die Einsicht gewährt wurde.
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Die Nebenklage dient der Verbesserung 
der Rechte des Geschädigten im Straf-
verfahren. Sie gibt dem Geschädigten 
die Gelegenheit, die eigenen Rechte ak-
tiv zu vertreten und dem Straftäter nicht 
nur als Opfer passiv gegenüberzutreten. 
Diese aktive Rolle hilft häufig bei der Be-
wältigung der Folgen der Straftat.

War der Täter bei der Tat noch nicht 18 
Jahre alt, ist die Nebenklage nur in Aus-
nahmefällen möglich. Zu diesen Aus-
nahmen zählen vor allem Verbrechen 
gegen das Leben, die körperliche Un-
versehrtheit und die sexuelle Selbstbe-
stimmung. Außerdem muss das Opfer seelisch oder körperlich schwer geschädigt 
worden sein. Die Gefahr einer solchen Schädigung reicht aus.

ZUSÄTZLICHE RECHTE DES NEBENKLÄGERS:
» Akteneinsicht ohne den Nachweis eines berechtigten Interesses
»  Übersetzung der schriftlichen Unterlagen, die erforderlich sind, um die Rechte 

ausüben zu können, wenn das Opfer nicht ausreichend deutsch spricht
» Ladung zur Hauptverhandlung in verständlicher Sprache
»  Recht auf Anwesenheit während der gesamten Verhandlung, auch wenn das 

Opfer als Zeuge vernommen werden soll. Zeugen dürfen in der Regel noch 
nicht zuhören, bevor sie ausgesagt haben, um möglichst unbeeinflusst zu 
berichten. Auch ihr Anwalt darf während der gesamten Hauptverhandlung 
anwesend sein, selbst wenn die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird.

» Fragerecht
» Beweisantragsrecht
»  Beanstandungsrecht bezüglich Anordnungen des Vorsitzenden  

Richters und von Fragen
»  Recht zur Abgabe von Erklärungen beispielsweise zum  

Ergebnis einer Beweisaufnahme

Eine Nebenklage gibt dem Verletzten die Möglichkeit, mit besonderen Rechten am 
Ermittlungs- und Strafverfahren teilzunehmen. Dazu muss eine sogenannte Ne-
benklagebefugnis bestehen. In welchen Fällen dieses Recht besteht, beschreibt 
das Gesetz.

Die Nebenklagebefugnis liegt unter anderem vor, wenn man Opfer eines bestimm-
ten Delikts geworden ist. Hierzu gehören zum Beispiel Delikte gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung (sexueller Missbrauch von Kindern, Vergewaltigung, sexueller 
Übergriff, sexuelle Nötigung u. a.), Mord, Totschlag, vorsätzliche Körperverletzungs-
delikte, Menschenhandel oder Nachstellung (Stalking). Ausnahmsweise kann man 
auch als Verletzter eines anderen Delikts nebenklagebefugt sein, wenn besondere 
Gründe vorliegen – etwa wegen der schweren Folgen der Tat. Sollte das Opfer 
einer Straftat verstorben sein, steht die Nebenklagebefugnis den Eltern, Kindern, 
Geschwistern, Ehegatten oder Lebenspartnern zu.

Bereits die Nebenklagebefugnis berechtigt das Opfer zur Akteneinsicht über einen 
Rechtsanwalt. Ein berechtigtes Interesse muss in diesem Fall nicht dargelegt wer-
den. Ein Nebenkläger schließt sich einer von der Staatsanwaltschaft erhobenen 
Klage an. Eine Nebenklage kann schon von Beginn des Ermittlungsverfahrens an 
beantragt werden. Sie kann auch noch nach der Urteilsverkündung erfolgen. Damit 
besteht für den Nebenkläger die Möglichkeit, ein Rechtsmittel einzulegen.

Für die Nebenklage ist eine schriftliche Anschlusserklärung beim Gericht notwen-
dig. Es besteht auch die Möglichkeit, diese Erklärung zu Protokoll der Geschäfts-
stelle des Gerichts zu geben. Einer Begründung bedarf es nicht. Gegen eine Ab-
lehnung der Nebenklage kann man eine Beschwerde einlegen.

NEBENKLAGE

Achtung: 

„WAR DER TÄTER BEI DER TAT NOCH NICHT 
18 JAHRE ALT, IST DIE NEBENKLAGE NUR IN 
AUSNAHMEFÄLLEN MÖGLICH!“

„DIE NEBENKLAGE DIENT DER 
VERBESSERUNG DER RECHTE 
DES GESCHÄDIGTEN IM 
STRAFVERFAHREN. SIE GIBT 
DEM GESCHÄDIGTEN DIE 
GELEGENHEIT, DIE EIGENEN 
RECHTE AKTIV ZU VERTRE-
TEN UND DEM STRAFTÄTER 
NICHT NUR ALS OPFER PASSIV 
GEGENÜBERZUTRETEN. DIESE
AKTIVE ROLLE HILFT HÄUFIG 
BEI DER BEWÄLTIGUNG DER 
FOLGEN DER STRAFTAT.“
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»  bestimmten Taten wie etwa schwere Körperverletzung, Raub und Erpressung, 
die eine schwere körperliche und seelische Schädigung des Opfers ausgelöst 
haben oder voraussichtlich auslösen werden

» bei Minderjährigen, die bestimmten schweren Straftaten zum Opfer gefallen sind
»  bei Personen, die bestimmten schweren Taten zum Opfer gefallen sind und 

ihre Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen können
» Beim Tod des Opfers steht auch den nahen Angehörigen ein solcher Anspruch zu.

PROZESSKOSTENHILFE

Wenn kein Opferanwalt beigeordnet werden kann, kann der Verletzte Prozesskos-
tenhilfe beantragen. Diese Möglichkeit besteht, wenn

» die Berechtigung zur Nebenklage besteht
»  und der Verletzte seine Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann
» oder wenn es dem Verletzten nicht zuzumuten ist

Voraussetzung ist außerdem, dass der Verletzte die Kosten nach eigenen persön-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht aufbringen kann. Dies ist auch der 
Fall, wenn er die Kosten nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann.

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe wird bei dem zuständigen Gericht gestellt. Dabei 
ist auch die persönliche und finanzielle Situation offenzulegen. Bei einer positiven 
Entscheidung des Gerichts gehen die Anwaltskosten entweder vollständig zu Lasten 
der Staatskasse oder sind in Monatsraten vom Nebenkläger zurückzuzahlen.

»  Befugnis zur Ablehnung eines Richters oder eines Sachverständigen  
wegen Befangenheit

» Recht auf Beteiligung an den Schlussvorträgen
»  Rechtsmittelbefugnis: gegen einen Freispruch, gegen das Urteil (in einge-

schränktem Umfang) und gegen die Nichteröffnung des Hauptverfahrens
»  Bei den Opfern bestimmter Delikte besteht zusätzlich das Recht auf die 

Bestellung eines anwaltlichen Beistands als Opferanwalt. Alle anderen 
Nebenklageberechtigten können unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
Prozesskostenhilfe für die Kosten des Anwalts beantragen.

»  Jedem zur Nebenklage berechtigten Opfer, das der deutschen Sprache nicht 
mächtig ist, kann auf Antrag ein Dolmetscher zur Seite gestellt werden.

KOSTENRISIKO

Wird der Täter verurteilt, muss er die Kosten für die Nebenklage tragen. Hat der Täter 
allerdings kein Geld, besteht das Risiko, dass das Opfer die Kosten seines eigenen 
Anwalts selbst tragen muss. Bei einem Freispruch des Beschuldigten oder einer Ver-
fahrenseinstellung besteht ein Kostenrisiko für den Nebenkläger. Die gesetzlichen 
Gebühren eines beigeordneten Opferanwalts trägt der 
Staat jedoch immer.

OPFERANWALT FÜR  
NEBENKLÄGER

Bei bestimmten Straftaten muss dem Opfer allein auf seinen Antrag hin ein Anwalt 
für das ganze Verfahren beigeordnet werden. Dies gilt unabhängig von der wirt-
schaftlichen Situation des Opfers. Der Opferanwalt steht dem Opfer bereits   bei 
den Vernehmungen durch die Polizei zur Seite. Der Staat übernimmt in diesem Fall 
die gesetzlichen Gebühren. Ein solcher Opferanwalt für Nebenkläger kommt bei-
spielsweise in Betracht bei:
» Mord und Totschlag
» schweren Sexualstraftaten
» Menschenhandel 

„PROZESSKOSTENHILFE KANN BEREITS FÜR DAS 
ERMITTLUNGSVERFAHREN BEWILLIGT WERDEN. DA 
DIE KOSTEN ERST AB ANTRAGSTELLUNG ÜBERNOMMEN 
WERDEN KÖNNEN, IST ES WICHTIG, DEN ANTRAG SO 
FRÜH WIE MÖGLICH ZU STELLEN.“
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ERMITTLUNGEN ABGESCHLOSSEN:
WAS MACHT DIE STAATSANWALTSCHAFT?

kann durch die Staatsanwaltschaft erfolgen oder durch das Gericht. Ist die Klage 
bereits erhoben, kann das Gericht in jedem Verfahrensabschnitt eine Einstellung 
ohne Auflagen anordnen.

»   Einstellung mit Auflagen: Das Verfahren kann vorläufig eingestellt und dem Be-
schuldigten können Auflagen und Weisungen (zum Beispiel Antiaggressionstrai-
ning oder Zahlung von Geldauflagen) erteilt werden. Typische Fälle dafür sind 
Eigentums- und Vermögensdelikte oder leichte Verkehrsstraftaten. Wenn der 
Beschuldigte die Auflagen oder Weisungen nicht erfüllt, wird Anklage erhoben 
beziehungsweise das Verfahren weitergeführt. Sind alle Auflagen und Weisungen 
vollumfänglich erfüllt, wird das Verfahren endgültig eingestellt.

WELCHE FOLGEN HAT EINE EINSTELLUNG?
Wenn die Staatsanwaltschaft das Verfahren ohne Auflagen eingestellt hat, kann sie 
es wieder eröffnen. Wenn das Gericht das Verfahren eingestellt hat, kann nur dann 
ein Verfahren wiedereröffnet werden, wenn neue Beweise oder Tatsachen aufge-
taucht sind. Wenn das Verfahren nur unter Auflagen oder Weisungen eingestellt 
wurde und diese nicht erfüllt werden, kann die Straftat weiter verfolgt werden.
Die Einstellung des Verfahrens erfolgt durch Beschluss.

KANN EINE EINSTELLUNG AUCH NACH ERHEBUNG DER  
ANKLAGE DURCHGEFÜHRT WERDEN?
Das Gericht kann jederzeit das Verfahren einstellen, also auch dann, wenn bereits 
die Hauptverhandlung begonnen hat.

RECHTE BEI DER EINSTELLUNG  
DES VERFAHRENS, WENN SICH DER  
VERDACHT NICHT BESTÄTIGT HAT

WERDE ICH ALS OPFER GEFRAGT, OB ICH DER  
EINSTELLUNG ZUSTIMME, ODER KANN ICH MICH  
DAGEGEN WEHREN?
Die Einstellung des Verfahrens nach den eben beschriebenen Gründen ist un-
abhängig von der Zustimmung des Opfers. Allerdings sollen dabei die Opfer-
interessen berücksichtigt werden.

WAS GESCHIEHT NACH 
ABSCHLUSS DES  
ERMITTLUNGSVERFAHRENS?

Am Ende des Ermittlungsverfahrens hat die Staatsanwaltschaft verschiedene 
Möglichkeiten. Sie kann Anklage erheben oder das Verfahren einstellen.

ANKLAGEERHEBUNG
Die Staatsanwaltschaft erhebt grundsätzlich Anklage, wenn eine überwiegende 
Wahrscheinlichkeit für eine Verurteilung besteht. Wie das Verfahren weitergeht, 
wenn Anklage erhoben wird, erfahren Sie unter „Was passiert, wenn eine Anklage 
erhoben wird“.

VERFAHRENSEINSTELLUNG
Das Verfahren kann auf verschiedene Arten eingestellt werden:
»  Einstellung bei fehlendem hinreichenden Tatverdacht: Das Verfahren wird einge-

stellt, wenn sich der Verdacht nicht bestätigt hat. Das ist der Fall, wenn die Ermitt-
lungen gezeigt haben, dass der Verdächtige die angelastete Tat nicht begangen 
hat oder der Verdacht wegen Mangels an Beweisen nicht bestätigt werden kann. 
Möglich ist aber auch, dass eine Strafverfolgung aus rechtlichen Gründen nicht 
zulässig ist (Verjährung, fehlender Strafantrag).

»  Einstellung bei mehreren Taten: Das Verfahren kann auch eingestellt werden, wenn 
der Täter wegen einer anderen Straftat bereits zu einer Strafe oder einer sogenann-
ten Maßregel der Besserung und Sicherung verurteilt wurde und die in Aussicht 
stehende Strafe daneben nicht mehr ins Gewicht fallen würde. Dies könnte bei-
spielsweise der Fall sein, wenn ein Täter mehrere schwere Raubüberfälle begangen 
hat und dabei an einem Tatort eine einfache Sachbeschädigung begangen hat.

»  Einstellung ohne Auflagen: Eine Einstellung ohne Auflagen kommt in Betracht, 
wenn dem Beschuldigten nur „geringe Schuld“ zukommt. Dies ist der Fall, wenn 
er weniger kriminelle Energie einsetzte oder einen geringeren Schaden verursacht 
hat als bei vergleichbaren Vergehen typisch ist. Außerdem darf kein öffentliches 
Interesse an einer weiteren Strafverfolgung bestehen. Eine derartige Einstellung 
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WAS KANN ICH ALS OPFER IN DIESEN FÄLLEN GEGEN EINE 
EINSTELLUNG DES VERFAHRENS TUN?
Erfolgt die Einstellung, weil sich der Verdacht gegen den Täter nicht bestätigt 
hat, muss die Entscheidung begründet werden und dem Beschuldigten sowie 
dem Anzeigeerstatter mitgeteilt werden. Wenn das Opfer selbst den Antrag 
gestellt hat, muss es darüber belehrt werden, dass die Verfahrenseinstellung 
mit einer Beschwerde angefochten werden kann.

Diese sogenannte Einstellungsbeschwerde muss innerhalb von 14 Tagen ab 
Zustellung der Einstellungsbenachrichtigung erhoben werden. Dazu muss eine 
schriftliche Beschwerde bei der Staatsanwaltschaft eingelegt werden, in der 
anzugeben ist, warum die Einstellung fehlerhaft erfolgt ist. Die Beschwerde 
kann allein oder mithilfe eines Rechtsanwalts eingereicht werden. Der 
Staatsanwalt prüft die Beschwerde. Wenn er die Beschwerde für nicht ge-
rechtfertigt hält, legt er sie dem Generalstaatsanwalt vor. Dieser kann die Ein-
stellung des Verfahrens zurücknehmen oder sogar selbst Anklage vor Gericht 
erheben. Falls die Staatsanwaltschaft und die Generalstaatsanwaltschaft die 
Beschwerde ablehnen, gibt es in manchen Fällen die Möglichkeit des Kla-
geerzwingungsverfahrens. Für dieses 
Verfahren gibt es besondere Fristen und 
Formvorschriften.

Eine weitere Möglichkeit, trotz einer Einstellung der Staatsanwaltschaft eine 
Hauptverhandlung zu erreichen, ist die Privatklage. Diese Klage ist aber nur 
bei bestimmten Delikten zulässig wie dem Hausfriedensbruch, der Beleidigung, 
einer einfachen oder fahrlässigen Körperverletzung oder einer Sachbeschädi-
gung. Diese Möglichkeiten werden auf den nächsten Seiten näher erklärt.

KLAGEERZWINGUNGSVERFAHREN

Hat die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren eingestellt und ist die Be-
schwerde erfolglos, kann bei bestimmten Delikten innerhalb eines Monats beim 
zuständigen Oberlandesgericht die gerichtliche Entscheidung beantragt werden 
(Klageerzwingungsverfahren). Der Antrag muss von einem Rechtsanwalt unter-
zeichnet sein und die Tatsachen enthalten, die die Erhebung der öffentlichen Klage 
begründen sollen, und Beweismittel angeben. Wer Erfolg im Klageerzwingungsver-
fahren hatte, darf Nebenklage erheben. Sofern die Klage 
erfolglos ist, muss das Opfer die Kosten tragen.

PRIVATKLAGE

Die Privatklage kommt bei bestimmten leichten Delikten in  
Betracht,  wenn die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren aufgrund fehlen-
den  öffentlichen Interesses (keine Bedeutung für die Allgemeinheit) einstellt und das 
Opfer  auf den Privatklageweg verwiesen hat. In manchen Fällen setzt die Privatklage 
allerdings voraus, dass zuvor ein Versöhnungsversuch vor einer sogenannten Ver-
gleichsbehörde (Schiedsmann oder Gemeinde) durchgeführt wurde. Um Privatklage 
zu erheben, muss ein Antrag bei Gericht in Form einer Anklageschrift gestellt oder 
zu Protokoll der Geschäftsstelle des Gerichts gegeben werden. Außerdem sind die 
Gerichtskosten vorzulegen. Ein Anwalt ist dazu nicht notwendig, allerdings hilfreich 
für die Formulierung des Antrags sowie für die Wahrnehmung der Rechte des Privat-
klägers. Kommt es zu einer Privatklage, ist der Privatkläger letztendlich in der Posi-
tion, die sonst der Staatsanwalt hat. Eine Einschränkung besteht jedoch darin, dass 
Akteneinsicht nur mithilfe eines Anwalts möglich ist. Eine Privatklage wird vor dem 
Strafrichter durchgeführt, das Gericht hat nur eine beschränkte Aufklärungspflicht. 
Das Gericht kann das Verfahren allerdings in jeder Verfahrenslage wegen geringer 
Schuld einstellen. Auch der Privatkläger kann bis zum rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens jederzeit die Privatklage zurücknehmen. Sobald der Angeklagte in der 
Hauptverhandlung ausgesagt hat, ist dies jedoch nur noch mit dessen Einverständ-
nis möglich. Außerdem kann der Privatkläger Rechtsmittel einlegen.

„DIESE SOGENANTE EINSTEL-
LUNGSBESCHWERDE MUSS 
INNERHALB VON 14 TAGEN AB 
ZUSTELLUNG DER EINSTEL-
LUNGSBENACHRICHTIGUNG 
ERHOBEN WERDEN”

BESONDERE VERFAHRENSARTEN
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ACHTUNG: Bei der Privatklage können Kosten entstehen. Ist die Privatklage er-
folglos, muss das Opfer auch die Kosten des Beschuldigten tragen!

STRAFBEFEHLSVERFAHREN

Das Strafbefehlsverfahren ist ein vereinfachtes Verfahren, bei dem eine rechtskräftige 
Verurteilung ohne Hauptverhandlung stattfinden kann. Dieses Verfahren ist nur mög-
lich, wenn eine geringe Strafe erwartet wird und das Amtsgericht zuständig ist. Zu dem 
Verfahren kommt es, wenn der Staatsanwalt am Ende des Ermittlungsverfahrens einen 
Strafbefehl beantragt. Dieser wird dem Beschuldigten zugestellt. Legt der Beschul-
digte gegen den Strafbefehl Einspruch ein, wird eine Hauptverhandlung durchgeführt.

Erhebt die Staatsanwaltschaft Anklage, dann beginnt das Verfahren vor dem Ge-
richt. Zunächst prüft das Gericht, bei dem die Anklage eingereicht wurde, folgende 
Fragen: Wurde Anklage bei dem tatsächlich zuständigen Gericht erhoben? Wurden 
die notwendigen Formalien der Anklageschrift eingehalten? Ist die Verurteilung des 
Angeschuldigten wahrscheinlich? Dieses Stadium nennt man Zwischenverfahren. 
Anschließend beginnt das Hauptverfahren.

AMTSGERICHT
Es gibt drei unterschiedliche Besetzungen beim Amtsgericht:
 »  Strafrichter: Der Strafrichter entscheidet allein, wenn ein Strafmaß von nicht 

mehr als zwei Jahren zu erwarten ist oder eine Privatklage vorliegt.
 »  Schöffengericht: Das Schöffengericht ist zuständig, wenn ein Strafmaß zwi-

schen zwei und vier Jahren zu erwarten ist.
 »  Erweitertes Schöffengericht: Wenn eigentlich das Schöffengericht zuständig 

ist, der Staatsanwalt aber einen Antrag auf die Hinzuziehung eines weiteren 
Richters beantragt, dann ist das erweiterte Schöffengericht zuständig.

LANDGERICHT
Es gibt zwei unterschiedliche Besetzungen beim Landgericht:
 »  Große Strafkammer: Die große Strafkammer ist zuständig, wenn eine höhere 

Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe oder die Unterbringung in einem psychia-
trischen Krankenhaus oder in der Sicherungsverwahrung zu erwarten ist. Au-
ßerdem kann der Staatsanwalt bei Fällen, die eigentlich vor dem Amtsgericht 
verhandelt werden sollen, Anklage bei der großen Strafkammer erheben. Mög-
liche Gründe hierfür sind die besondere Schutzbedürftigkeit von Verletzten der 
Straftat, die als Zeugen in Betracht kommen, der besondere Umfang oder die 
besondere Bedeutung des Falles.

 »  Schwurgericht: Das Schwurgericht ist zuständig, wenn eine Straftat verhandelt 
wird, die in einem besonderen Katalog im Gerichtsverfassungsgesetz aufgeführt 
wird. Das sind die sogenannten Kapitalverbrechen wie zum Beispiel Mord, Tot-
schlag, Raub mit Todesfolge, Körperverletzung mit Todesfolge oder sexueller 
Missbrauch mit Todesfolge.

OBERLANDESGERICHT
Die Zuständigkeit des Oberlandesgerichts hängt von einem Katalog von bestimmten 
Straftaten ab. Das sind insbesondere Staatsschutzdelikte.

KANN ICH MICH ALS OPFER 
AM VERFAHREN BETEILIGEN?

Als Verletzter einer Straftat ist man zunächst als Zeuge 
am Verfahren beteiligt. Unter bestimmten Voraussetzungen besteht jedoch die 
Möglichkeit Nebenklage zu erheben und damit eine aktive Rolle im Prozess einzu-
nehmen. Man kann während des gesamten Strafverfahrens als Nebenkläger bei-
treten, sinnvoll ist allerdings eine möglichst frühe Beteiligung.

Als Nebenkläger wird man zum Beteiligten im Strafverfahren und hat mehr Rechte 
als ein normaler Zeuge. Man muss keinen Anwalt beauftragen. Zur Wahrnehmung 
seiner Nebenklagerechte ist es jedoch hilfreich, einen Anwalt zu Rate zu ziehen, 
der einen bei der Wahrnehmung seiner Rechte unterstützt.

„ WELCHES GERICHT IN DER ERSTEN INSTANZ ZUSTÄNDIG IST, 
HÄNGT VOM TATORT UND DER SCHWERE UND ART DER STRAF-
TATEN AB.“

WAS PASSIERT, WENN EINE 
ANKLAGE ERHOBEN WIRD
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WAS GESCHIEHT NACH DER 
ERHEBUNG EINER ANKLAGE?

Kommt das Gericht bei Überprüfung der Anklageschrift zu dem Ergebnis, dass 
ein Hauptverfahren durchgeführt werden soll, wird ein Termin für die Haupt-
verhandlung festgelegt. Dies wird dem Angeklagten und seinem Verteidiger, 
der Staatsanwaltschaft, dem Nebenkläger und dessen anwaltlicher Vertretung 
mitgeteilt. Ist man als Zeuge am Verfahren beteiligt, wird einem der Termin der 
Hauptverhandlung in der Ladung mitgeteilt. Ist das Opfer weder als Nebenklä-
ger noch als Zeuge am Verfahren beteiligt, können ihm auf Antrag in verständ-
licher Sprache der Ort und Zeitpunkt der Hauptverhandlung und die gegen den 
Angeklagten erhobenen Beschuldigungen mitgeteilt werden.

WOZU FINDET EINE 
HAUPTVERHANDLUNG STATT?

Auch wenn bereits Polizei und Staatsanwaltschaft die Beweise erhoben und 
Zeugen vernommen haben, ist es letztlich die Aufgabe des Richters, die Wahr-
heit zu erforschen und alle hierfür notwendigen Beweise aufzunehmen. Des-
halb werden in der Hauptverhandlung auch nochmals alle Beweise aufgenom-
men und die Zeugen gehört.

WIE VIELE RICHTER NEHMEN 
AM VERFAHREN TEIL?

Wie viele Richter an einem Hauptverfahren teilnehmen, hängt davon ab, wel-
che Straftaten vor welchem Gericht verhandelt werden.

DIE GERICHTSVERHANDLUNG VOR DEM AMTSGERICHT
 » Strafrichter: ein Einzelrichter
 » Schöffengericht: ein Richter und zwei Schöffen
 » Erweitertes Schöffengericht: zwei Richter und zwei Schöffen

VOR DEM LANDGERICHT
 » Große Strafkammer: zwei oder drei Richter und zwei Schöffen
 » Schwurgericht: drei Richter und zwei Schöffen

VOR DEM OBERLANDESGERICHT
 » Senat: drei oder fünf Richter

VOR DEM BUNDESGERICHTSHOF
 » Senat: fünf Richter

IM GERICHTSSAAL

Der 
Verteidiger

Der
Angeklagte

Der Vorsitzende
Richter

Der beisitzende 
Richter

Der beisitzende 
Richter

Der Schöffe

Der Schöffe

Der
Staatsanwalt

Der
Protokollführer Der 

Sachverständige

Die Zuschauer

Der 
Zeuge

Der 
Nebenkläger

Rechtsanwalt 
des Nebenklägers
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Im Gerichtssaal sitzen die Richter und 
gegebenenfalls auch die Schöffen. Da-
neben sitzt ein Protokollführer, der das 
Protokoll über die Verhandlung führt. 
Außerdem ist immer ein Staatsanwalt 
anwesend. Sofern ein Sachverständi-
ger am Verfahren beteiligt ist, sitzt er auf 
der Seite des Staatsanwalts. Gegenüber der Staatsanwaltschaft sitzen der An-
geklagte und sein Verteidiger, gegebenenfalls ein Dolmetscher. Wenn der Verletzte 
als Nebenkläger auftritt, darf er (und sein Rechtsanwalt) während der gesamten 
Verhandlung anwesend sein und sitzt auf der Seite des Staatsanwalts. Wenn der 
Nebenkläger einen Dolmetscher benötigt, sitzt dieser neben ihm. Ist die Verhand-
lung öffentlich, können außerdem noch Zuschauer im hinteren Bereich des Sit-
zungssaals Platz nehmen.

Die Zeugen befinden sich während der Vernehmung in der Mitte des Raumes. Vor 
ihrer Vernehmung müssen sie außerhalb des Gerichtssaals warten. Nach der Ver-
nehmung dürfen sie im Zuschauerraum Platz nehmen.

WELCHE PFLICHTEN HABE ICH, 
WENN ICH ALS ZEUGE VOR 
GERICHT GELADEN BIN?

Wer als Zeuge vor Gericht geladen ist, muss auch erscheinen. Ansonsten können 
ihm die Kosten auferlegt werden, die er durch sein Fernbleiben verursacht hat. 
Außerdem kann ein Ordnungsgeld verhängt werden und bei Nichtzahlung droht 
eine Ordnungshaft. Das Gericht kann fehlende Zeugen auch zwangsweise vor-
führen lassen.

Vor Gericht ist man grundsätzlich verpflichtet, seine Personalien (Name, Anschrift, 
etc.) anzugeben. In bestimmten Fällen gibt es Ausnahmen. Außerdem muss man 
vollständig und wahrheitsgemäß aussagen, es sei denn man kann sich auf ein Zeug-

nisverweigerungsrecht oder ein Auskunftsver-
weigerungsrecht berufen. Entschließt man 
sich trotz Zeugnisverweigerungsrecht oder 
Auskunftsverweigerungsrecht zur Aussage, 
unterliegt diese der Wahrheitspflicht.

„WENN DER VERLETZTE ALS 
NEBENKLÄGER AUFTRITT, 
DARF ER (UND SEIN RECHTS-
ANWALT) WÄHREND DER 
GESAMTEN VERHANDLUNG 
ANWESEND SEIN.”

„ALS OPFER EINER STRAFTAT 
HABEN SIE DIE MÖGLICH-
KEIT, IHRE ANSPRÜCHE AUF 
SCHMERZENSGELD UND 
SCHADENSERSATZ IM  
STRAFVERFAHREN GELTEND 
ZU MACHEN.“

„MIT EINER FALSCH-
AUSSAGE MACHT MAN 
SICH STRAFBAR.“

ANSPRÜCHE AUF SCHMERZENSGELD 
UND SCHADENSERSATZ IM 
STRAFVERFAHREN

Als Opfer einer Straftat haben Sie die Möglichkeit, Ihre Ansprüche auf Schmer-
zensgeld und Schadensersatz im Strafverfahren geltend zu machen. Es gibt ver-
schiedene Möglichkeiten, einen Ausgleich durch den Täter zu erlangen:

DAS ADHÄSIONSVERFAHREN

Als Verletzter müsste man seine Ansprüche auf Schadensersatz und Schmerzens-
geld normalerweise vor dem Zivilgericht durch eine eigene Klage geltend machen. 
In diesem Fall trägt das Opfer die Kosten für die Klage zunächst selbst. Eventuell 
übernimmt eine Rechtsschutzversicherung diese Kosten. Eine Geltendmachung 
ist aber auch innerhalb des Strafverfahrens – im Rahmen des sogenannten Adhä-
sionsverfahrens – möglich. In diesem Fall kann das Opfer im Strafverfahren seinen 
zivilrechtlichen Anspruch geltend machen. Dies ist möglich durch:
» einen schriftlichen Antrag bei der Staatsanwaltschaft oder beim Gericht,
» einen mündlichen Antrag bei Gericht
» oder einen mündlichen Antrag in der Hauptverhandlung.
Der Adhäsionskläger muss zudem angeben, was er vom Angeklagten erhalten möch-
te und warum. Das Strafgericht muss je-
doch im Gegensatz zum Zivilgericht alle 
Umstände ermitteln, die für den geltend 
gemachten Anspruch von Bedeutung 
sind. Man muss nicht alle Beweismittel 
benennen können. War der Täter zur Tat-
zeit minderjährig, ist ein Adhäsionsver-
fahren allerdings ausgeschlossen.

Die Vorteile eines Adhäsionsverfahrens sind:
» keine Belastung durch ein weiteres zivilrechtliches Verfahren,
» kein Anwaltszwang,
» es ist kein Prozesskostenvorschuss notwendig.
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Anders als im Zivilprozess ist der Adhäsionskläger Zeuge in eigener Sache und 
nicht Partei. Soweit nur Schadensersatz verlangt wird, steht die Durchführung des 
Adhäsionsverfahrens im Ermessen des Gerichts. Das Gericht kann in diesem Fall 
das Adhäsionsverfahren ablehnen, wenn es der Meinung ist, dass das Strafverfah-
ren dadurch verzögert wird. Das Gericht muss aber über ein beantragtes Schmer-
zensgeld entscheiden. Hier darf von einer Entscheidung nur  abgesehen  werden,  
wenn der Antrag unzulässig (zum Beispiel zu spät) oder unbegründet ist. Bei einer 
Schmerzensgeldforderung muss kein konkreter Betrag angegeben werden.

Als Adhäsionskläger kann man an der Verhandlung teilnehmen und sich auch 
durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. Dies ist aber nicht zwingend notwendig 
für die Durchführung des Verfahrens. Der Adhäsionskläger hat das Recht, vom Ge-
richt angehört zu werden und für das Verfahren erforderliche Fragen und Anträge 
zu stellen. Je nach den Ergebnissen kann das Gericht dem Opfer den Ersatz des 
Schadens ganz oder nur teilweise zusprechen.

Außerdem besteht auch die Möglichkeit, dass das Gericht ein sogenanntes 
„Grundurteil“ fällt. Darin wird lediglich festgelegt, dass eine Verletzung stattgefun-
den hat und der Täter zum Schadenersatz verpflichtet ist. In einem gesonderten 
Verfahren vor dem Zivilgericht muss dann entschieden werden, in welcher Höhe 
Schadensersatz geleistet werden muss. Gegen den zivilrechtlichen Teil des Urteils 
hat nur der Angeklagte das Recht, Rechtsmittel einzulegen. Auch hierfür sind die 
Strafgerichte zuständig.

Beim Adhäsionsverfahren können Kosten entstehen. Man kann einen Antrag auf 
Prozesskostenhilfe stellen oder sich bei seiner Rechtsschutzversicherung informie-
ren, ob diese für die Kosten aufkommt. Je nach Ausgang des Verfahrens kann es 
sein, dass man auch die Kosten des Täters tragen muss. Generell besteht im Ad-
häsionsverfahren ein Kostenrisiko, wenn der Täter nicht zahlungsfähig ist.

Im Adhäsionsverfahren kann das Opfer sich mit dem Täter auch über eine be-
stimmte Summe einigen und einen sogenannten Vergleich abschließen.

WIEDERGUTMACHUNG:
Der Richter kann den Täter auch verpflichten, den beim Opfer entstandenen Scha-
den wieder gut zu machen. Dies ist insbesondere bei jugendlichen Tätern möglich. 
Diese können zu einer Wiedergutmachungsauflage oder -weisung des zivilrecht-
lichen Schadens verurteilt werden.

Normalerweise unterbreitet das Gericht einen Vorschlag für einen Vergleich, wenn 
Opfer und Täter dies beantragen. Der Vergleich ist als zivilrechtlicher Titel durch- 
setzbar (vollstreckbar).

TÄTER-OPFER-AUSGLEICH:
Eine weitere Möglichkeit bietet der sogenannte Täter-Opfer-Ausgleich (TOA), der 
jedoch nicht zwingend in der Zahlung einer Geldsumme als Ausgleich für die zi-
vil- rechtlichen Ansprüche besteht. Der TOA findet nicht vor Gericht, sondern vor 
einer unparteiischen Schlichtungsstelle statt. Im Mittelpunkt steht ein Ausgleichs-
gespräch, bei dem der Verletzte verschiedene „Ausgleichsleistungen“ mit dem Tä-
ter vereinbaren kann. Möglich ist die Vereinbarung einer Geldzahlung, ebenso auch 
eine Entschuldigung oder eine andere Geste zum Ausgleich der erlittenen Straftat. 
Der TOA setzt die Freiwilligkeit des Opfers und des Täters voraus. Der Ausgleich 
kann nicht gegen den Willen des Opfers durchgeführt werden. Ist man als Ver-
letzter einer Straftat nicht zu einem TOA bereit, dann darf auch kein TOA durchge-
führt werden. Sollte man sich als Verletzter aber dafür entscheiden, darf man auch 
hier eine Begleitperson mitbringen. Die Staatsanwaltschaft und das Gericht sollen 
während des gesamten Verfahrens einen TOA anstreben. Für das Opfer kann der 

Vorteil eines TOA darin bestehen, dass Ausgleichszahlungen oder Schmerzens-
geld schneller zu erhalten sind, die über den zivilrechtlichen Weg nur mühsam zu 
erlangen wären. Gleichzeitig kann ein Zusammentreffen mit dem Täter außerhalb 
des Gerichts eine bessere Gesprächsebene bieten. Opfer haben die Möglichkeit, 
dem Täter das Unrecht aufzuzeigen und die Folgen der Tat zu schildern. Für den 
Täter kommt eine Strafmilderung und unter Umständen sogar ein Absehen von der 
Strafe in Betracht. Bei leichteren Straftaten kann das Verfahren auch mit der Auf-
lage eingestellt werden, für das Opfer eine bestimmte Geldleistung zu erbringen. 

„ALS OPFER KANN MAN DIREKT IM STRAFVERFAHREN MIT DEM 
TÄTER EINEN SOGENANNTEN „WIEDERGUTMACHUNGSVERGLEICH“ 
SCHLIESSEN.“

„DER TOA FINDET NICHT VOR GERICHT, SONDERN VOR EINER 
UNPARTEIISCHEN SCHLICHTUNGSSTELLE STATT. DER TOA SETZT 
DIE FREIWILLIGKEIT DES OPFERS UND DES TÄTERS VORAUS.“
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Um die Ersatzansprüche des Opfers gegen den Täter zu sichern, sind staatliche 
Ansprüche auf Geldstrafen und Gerichtskosten nachrangig. Erst wenn die Ansprü-
che des Opfers gegen den Täter erfüllt wurden, ist es möglich staatliche Ansprü-
che gegen den Täter durchzusetzen. Erst wenn der Täter die Ersatzansprüche des 
Opfers erfüllt hat, beginnt er mit der Zahlung der Geldstrafen und Gerichtskosten.

GRUNDSÄTZE DER 
HAUPTVERHANDLUNG

Für die strafrechtliche Hauptverhandlung gelten mehrere Grundsätze. Diese prä-
gen den Verlauf und die Art und Weise der Verhandlung. Sie gewährleisten, dass 
das Hauptverfahren einem Rechtsstaat angemessen ist.

UNMITTELBARKEIT:
Das Gericht muss sich selbst ein direktes Bild von dem Geschehen machen, 
um sich ein Urteil bilden zu können. Das heißt: Der Richter muss die ganze Zeit 
während der Hauptverhandlung anwesend sein. Außerdem sollen immer die 
tatnächsten Beweismittel herangezogen werden. Das bedeutet: Statt lediglich 
ein früheres Protokoll über eine Zeugenaussage zu verlesen, muss der Zeuge 
vorrangig direkt vor Gericht aussagen.

MÜNDLICHKEIT:
Um das Strafverfahren zu kontrollieren und nachvollziehbar zu machen, muss 
der gesamte Prozess in der Hauptverhandlung mündlich durchgeführt werden. 
Das bedeutet: Grundsätzlich müssen alle Zeugen mündlich vor Gericht aus-
sagen und alle Schriftstücke müssen vorgelesen werden.

ÖFFENTLICHKEIT:
Der Öffentlichkeitsgrundsatz besagt, dass eine Hauptverhandlung grundsätz-
lich für jedermann zugänglich ist. Auch interessierte Bürger und die Presse 
dürfen an einer Verhandlung teilnehmen. Zum Schutz der Beteiligten, auch der 
Zeugen, kann der Öffentlichkeitsgrundsatz aber eingeschränkt werden.

IN DUBIO PRO REO:
Der Grundsatz „in dubio pro reo“ heißt übersetzt: „Im Zweifel für den Ange-
klagten“. Das Gericht handelt nach diesem Grundsatz. Es gilt für jeden Be-
schuldigten zunächst die Unschuldsvermutung, bis die Schuld zweifelsfrei be-
wiesen werden konnte.

FAIR TRIAL:
Jedes Verfahren muss fair und rechtsstaatlich ablaufen. Das besagt der Grund-
satz des Fair trial (faires Verfahren).

ANSPRUCH AUF DEN GESETZLICHEN RICHTER:
Dieser Grundsatz besagt, dass der Staat bereits im Vorfeld festlegen muss, 
welcher Richter für welches Verfahren zuständig sein wird, ohne zu wissen, um 
welchen konkreten Fall es sich dabei handeln wird.

ANSPRUCH AUF RECHTLICHES GEHÖR:
Der Beschuldigte hat das Recht, zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen und 
Anträge im Verfahren zu stellen.

HAUPTVERHANDLUNGSTERMIN

Opfer einer Straftat werden in der Regel als Zeuge zur Hauptverhandlung geladen 
und damit über den Termin der Hauptverhandlung informiert. Sollte der Verletzte einer 
Straftat ausnahmsweise nicht als Zeuge geladen sein, dann wird er auf Antrag über 
den Termin der Hauptverhandlung in Kenntnis gesetzt. Er kann diesen Antrag schon 
bei der Anzeigeerstattung, aber auch bei einer Vernehmung oder per Schreiben an die 
Staatsanwaltschaft stellen. Mit folgendem Grund: Wer nicht als Zeuge zur Hauptver-
handlung geladen ist, ist immer noch Teil der Öffentlichkeit und damit wie jedermann 
zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung berechtigt. Dies gilt für das Opfer einer 
Straftat selbst im Verfahren gegen einen Minderjährigen, obwohl diese Verhandlungen 
normalerweise nicht öffentlich sind. Opfer, die zur Nebenklage berechtigt sind, haben 
weitergehende Rechte.
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IHRE LADUNG ZUR 
HAUPTVERHANDLUNG

Lesen Sie sich die Ladung genau durch, hier einige Tipps:
»  Es ist ratsam, rechtzeitig zu Gericht zu kommen, wenn Sie zu einem Termin ge-

laden sind, da es bei Sicherheitskontrollen zu Verzögerungen kommen kann.
»  Bringen Sie keine spitzen Gegenstände oder Flüssigkeiten mit, andernfalls 

müssen Sie solche bei Sicherheitskontrollen abgeben. Es gelten ähnliche 
Regeln wie am Flughafen.

»  Die Hauptverhandlung beginnt damit, dass die Sache aufgerufen wird.  Der 
Richter stellt fest, ob alle Personen die geladen sind, auch erschienen sind. 
Danach müssen alle Zeugen den Gerichtssaal verlassen. Warten Sie vor 
dem Gerichtssaal, bis Sie vom Richter aufgerufen werden. Wenn Sie Angst 
haben, auf den Beschuldigten zu treffen, kontaktieren Sie rechtzeitig eine 
Opferhilfeorganisation zum Beispiel den WEISSEN RING. Ein Mitarbeiter 
der Opferhilfeorganisation kann Sie begleiten und mit Ihnen an einem Ort 
warten, wo Sie vor einer Begegnung mit dem Beschuldigten sicher sind.

»  Es kommt häufig vor, dass eine Verhandlung verspätet beginnt. Rechnen 
Sie mit Wartezeiten und bringen Sie eine Person Ihres Vertrauens mit, die 
Sie währenddessen unterstützen kann.

IHRE RECHTE ALS OPFER  
IN DER HAUPTVERHANDLUNG

 » Recht auf Schutz und Rücksichtnahme
 ›   Das Gericht muss auf Ihre Rechte und Interessen angemessen Rücksicht 

nehmen.
 ›   Bei jeder Befragung sind Ihre persönlichen Verhältnisse zu berücksichtigen, 

soweit es die Wahrheitsfindung erlaubt.

 » Recht auf Unterstützung
 ›   Als Opfer darf man zur eigenen Unterstützung einen Anwalt oder eine Vertrau-

ensperson zur Vernehmung in der Hauptverhandlung mitnehmen.

 » Recht auf Schutz der Privatsphäre
 ›   Eine direkte Gegenüberstellung mit dem Angeklagten kann in absoluten Aus-

nahmefällen vermieden werden durch eine gleichzeitige Videoübertragung, 
die Aufzeichnung Ihrer Vernehmung vor der Hauptverhandlung oder das Ent-
fernen des Angeklagten aus dem Gerichtssaal.

 ›   In schwerwiegenden Ausnahmesituationen kann eine Aussage vor Gericht 
vermieden werden und durch eine Videovernehmung oder das Verlesen eines 
früheren Protokolls ersetzt werden.

 ›   Es besteht in Ausnahmefällen die Möglichkeit, ohne Angabe Ihrer persönlichen 
Daten auszusagen.

 ›   Zum Schutz der Privatsphäre sind Fernseh- und Hörfunkaufnahmen und 
-übertragungen sowie Film- und Fotoaufnahmen nach Beginn der Verhand-
lung verboten.

 ›   Wenn Umstände aus Ihrem persönlichen Lebensbereich angesprochen wer-
den, kann von Amts wegen oder auf Antrag die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
werden. Generell soll aber auf Fragen zum persönlichen Lebensbereich ver-
zichtet werden, außer sie sind zur Sachverhaltsaufklärung unerlässlich.

 ›   Bei einem minderjährigen Opfer von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung, gegen das Leben, die persönliche Freiheit oder wegen der Miss-
handlung von Schutzbefohlenen soll auf Antrag die Hauptverhandlung unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden.

 ›   Die Öffentlichkeit kann auch ausgeschlossen werden, wenn zum Beispiel eine 
Gefährdung von Leib oder Leben des Zeugen oder einer anderen Person zu 
befürchten ist.

 » Das Recht auf Distanz zu dem Beschuldigten
 ›   Ausschluss des Angeklagten von der Verhandlung:
   Grundsätzlich hat der Angeklagte die Pflicht, während der gesamten Haupt-

verhandlung anwesend zu sein. Das Gericht kann den Angeklagten jedoch in 
gewissen Fällen während der Vernehmung des Opfers ausschließen:

  ›  Wenn ein minderjähriges Opfer aussagt und konkrete Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass durch die Anwesenheit des Beschuldigten erhebliche Nach-
teile für das körperliche und seelische Wohl des Kindes zu erwarten sind.

  ›   Wenn für einen erwachsenen Zeugen eine dringende Gefahr für erhebliche 
Gesundheitsbeeinträchtigungen besteht.

   Nach der Rückkehr des Angeklagten in den Sitzungssaal ist dieser über den 
wesentlichen Inhalt des Geschehenen und Gesagten zu informieren.
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 ›  Videovernehmung:
   Es besteht die Möglichkeit einer Videoaufzeichnung/-vernehmung, um das 

Opfer einer Straftat vor wiederholten Befragungen oder erneuter Gegenüber-
stellung mit dem Täter zu schützen.

   Zum einen ist die Videoaufzeichnung einer Zeugenaussage bereits im Ermitt-
lungsverfahren möglich. Sie kann unter Umständen eine spätere Vernehmung 
in der Hauptverhandlung ersetzen. Bei Opfern unter 18 Jahren oder bei Zeu-
gen, die krank sind oder im Ausland leben, soll bereits im Ermittlungsverfah-
ren eine solche Videoaufzeichnung erfolgen. Für Opfer von Sexualdelikten ist 
diese sogar obligatorisch.

 

 Zum anderen lässt sich die Vernehmung in der Hauptverhandlung in Form einer 
Videokonferenz durchführen: Der Zeuge befindet sich dabei an einem anderen Ort, 
während alle anderen Verfahrensbeteiligten im Gerichtssaal anwesend sind. Der 
Zeuge wird durch Bild- und Tonübertragung vernommen, so dass die besonderen 
Fragerechte der Anwesenheitsberechtigten gewahrt bleiben. Eine Videokonferenz 
kommt in Betracht, wenn durch eine normale Vernehmung die dringende Gefahr 
eines schwerwiegenden Nachteils für das Wohl der Zeugen besteht. Dies ist vor al-
lem der Fall bei der Vernehmung von Kindern, die von der Situation im Gerichtssaal 
eingeschüchtert werden und körperliche oder seelische Schäden erleiden können. 
Eine solche Gefahr kann aber auch Erwachsenen drohen, insbesondere wenn sie 
Opfer einer schweren Gewalttat geworden sind.

 » Recht auf rechtliches Gehör
  Jedem Verletzten ist bei der Vernehmung in der Hauptverhandlung Gelegenheit 

zu geben, sich zu den Auswirkungen, die die Tat auf ihn hatte, zu äußern.
 ›    Bei der Vernehmung als Zeuge hat das Opfer ein Recht auf angemessene Be-

handlung. Insbesondere sollen Fragen zu seinem persönlichen Lebensbereich 
oder den eines Angehörigen nur gestellt werden, wenn diese zur Wahrheits-
findung zwingend erforderlich sind. Gleiches gilt für Fragen, die für ihn oder 
einen Angehörigen ehrverletzend sein können.

 ›   Zeugen unter 18 Jahren dürfen grundsätzlich nur vom Richter vernommen werden.
 ›   Beantragt das Opfer im Laufe des Verfahrens die Zulassung als Nebenkläger, 

bekommt es mit der Zulassung weitergehende Rechte. Dann kann zum Bei-
spiel beantragt werden, eine Übersetzung der schriftlichen Unterlagen zu er-
halten, die zur Ausübung der Rechte erforderlich sind. Es werden jedoch nicht 
alle Dokumente der Akte übersetzt.

 ›   Jedem Zeugen, der der deutschen Sprache nicht mächtig ist, ist ein Dolmet-
scher zur Seite zu stellen.

ABLAUF DER VERHANDLUNG

WIE KANN ICH MIR DEN ABLAUF 
EINER GERICHTSVERHANDLUNG 
VORSTELLEN?

Die Hauptverhandlung beginnt, indem der Richter die Strafsache gegen den An-
geklagten aufruft. Dann betreten alle Beteiligten den Saal und der Richter stellt die 
Anwesenheit fest. Anschließend müssen die Zeugen den Gerichtssaal verlassen. 
Sie sollen vor ihrer Aussage nicht durch das Geschehen im Gerichtssaal beeinflusst 
werden. Daraufhin wird der Angeklagte zu seiner Person vernommen. Anschließend 
liest der Staatsanwalt die Anklage vor, in der festgehalten ist, welche Straftaten dem 
Angeklagten vorgeworfen werden. Daraufhin kann sich der Angeklagte zu den Vor-
würfen äußern. Dann beginnt die Beweisaufnahme. Dazu wird der Zeuge aufgerufen, 
über seine Rechte und Pflichten belehrt und vernommen. Andere Beweisstücke – 
zum Beispiel Urkunden oder Dokumente – werden vor Gericht gezeigt. Gegebenen-
falls wird auch ein sachverständiger Gutachter befragt. Nach der Beweisaufnahme 
dürfen der Staatsanwalt, der Nebenkläger beziehungsweise sein Vertreter und der 
Verteidiger ihre Schlussplädoyers halten. Der Angeklagte hat das letzte Wort. Nach 
der geheimen Beratung des Gerichts wird anschließend das Urteil verkündet. Eine 
Gerichtsverhandlung kann sich auch über mehrere Tage hinziehen. Die Länge der 
Verhandlung wird maßgeblich durch den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt.

„ES BESTEHT DIE MÖGLICHKEIT EINER VIDEOAUFZEICHNUNG/ 
-VERNEHMUNG, UM DAS OPFER EINER STRAFTAT VOR  
WIEDERHOLTEN BEFRAGUNGEN ODER ERNEUTER  
GEGENÜBERSTELLUNG MIT DEM TÄTER ZU SCHÜTZEN.“

„JEDEM VERLETZTEN IST BEI DER VERNEHMUNG IN DER
HAUPTVERHANDLUNG GELEGENHEIT ZU GEBEN, SICH ZU DEN 
AUSWIRKUNGEN, DIE DIE TAT AUF IHN HATTE, ZU ÄUSSERN.“
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IHRE ZEUGENVERNEHMUNG

WIE VERLÄUFT EINE  
ZEUGENVERNEHMUNG?

Als Zeuge wartet man während der Hauptverhandlung vor dem Gerichtssaal, bis 
man aufgerufen wird. Wird man aufgerufen, betritt man den Gerichtssaal und setzt 
sich an einen Tisch, der direkt gegenüber dem Richter steht.

Dann prüft der Richter die Identität des Zeugen. Dazu müssen Name, Alter, Be-
ruf, Wohnort, Beziehung zum Beschuldigten oder Verletzten genannt werden. An-
schließend erfolgt die Belehrung durch den Richter über die Rechte und Pflichten 
eines Zeugen. Als Zeuge muss man die Wahrheit sagen und kann vereidigt werden. 
Eine Falschaussage stellt eine Straftat dar. Der Richter belehrt über ein Zeugnisver-
weigerungsrecht oder Auskunftsverweigerungsrecht. Soweit eines dieser Rechte 
besteht, kann man seine Aussage verweigern. Sagt man dennoch aus, muss man 
die Wahrheit sagen. Danach beginnt die Vernehmung. Diese läuft in zwei Teilen 
ab. Zunächst soll der Zeuge berichten, was er selbst gesehen oder erlebt hat. Es 
ist wichtig, wahrheitsgemäß auszusagen und nichts zu verschweigen. Der Richter 
kann einem Zeugen auch Aussagen von anderen Zeugen vorhalten oder Urkunden 
oder Bilder zeigen. Ist die Aussage abge-
schlossen, können der Richter, der Staats-
anwalt, aber auch der Angeklagte und sein 
Verteidiger sowie der Nebenkläger und 
gegebenenfalls der Sachverständige noch 
weitere Fragen stellen. Wenn Kinder oder 
Jugendliche als Zeugen aussagen müs-
sen, erfolgt die Befragung grundsätzlich durch den Vorsitzenden Richter. Dieser 
kann jedoch den anderen Verfahrensbeteiligten die direkte Befragung erlauben.

MUSS ICH ZU GERICHT KOMMEN, 
WENN ICH GEBRECHLICH BIN 
ODER WEIT WEG WOHNE?

Grundsätzlich muss man als Zeuge vor Gericht erscheinen. In seltenen Fällen kann 
davon eine Ausnahme gemacht werden. Dies muss der Richter entscheiden. Wenn 
es beispielsweise wegen des Alters, einer Krankheit oder aus anderen erheblichen 
Gründen (zum Beispiel bei Wohnsitz im Ausland) nicht möglich ist, vor Gericht zu 
erscheinen, kann eine Videoübertragung angeordnet werden. Auf diese Weise 
erübrigt sich ein persönliches Erscheinen vor Gericht. Außerdem kann unter be-
stimmten Voraussetzungen die Vernehmung eines Zeugen vor Gericht durch Ver-
lesen des Protokolls seiner früheren Aussage ersetzt werden.

WAS KANN ICH ALS OPFER TUN, 
WENN ICH ANGST VOR DER 
VERHANDLUNG HABE?

Jedes Opfer hat die Möglichkeit, sich von einer Vertrauensperson, einem Rechts-
anwalt oder einem Psychosozialen Prozessbegleiter zur Gerichtsverhandlung be-
gleiten  zu lassen. Um in bestimmten, schwerwiegenden Ausnahmesituationen zu 
vermeiden, dass das Opfer im Gerichtssaal aussagen muss, kann der Richter eine 
Videovernehmung anordnen.

KANN DIE ÖFFENTLICHKEIT  
AUSGESCHLOSSEN WERDEN?

Grundsätzlich ist ein Gerichtsverfahren öffentlich. Hierbei handelt es sich sogar 
um einen Prozessgrundsatz. Die Öffentlichkeit kann auf Antrag von der Hauptver-
handlung ausgeschlossen werden, wenn es andernfalls zu einer Verletzung schutz-
würdiger Interessen kommen würde, weil persönliche Lebensbereiche des Opfers 
oder eines anderen Prozessbeteiligten erläutert werden. So etwa bei Ausführungen 
zu intimen Details aus dem Familienleben des Opfers oder wenn eine Bedrohung 
für Leib, Leben oder die persönliche Freiheit einer Person besteht. Auch sollen die 
besonderen Belastungen einer öffentlichen Hauptverhandlung für Minderjährige 
berücksichtigt werden und die Öffentlichkeit hier vor allem bei schweren Strafta-
ten ausgeschlossen werden. Ferner kommt ein Öffentlichkeitsausschluss in Frage, 
wenn zum Beispiel wichtige Geschäftsgeheimnisse zur Sprache kommen.

„ES IST WICHTIG,  
WAHRHEITSGEMÄSS  
AUSZUSAGEN UND NICHTS  
ZU VERSCHWEIGEN.“
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ERSATZ VON AUFWENDUNGEN

Sofern das Opfer in der Hauptverhandlung als Zeuge geladen wird, hat es einen 
Anspruch auf Erstattung der entstandenen Kosten wie etwa:
» notwendige tatsächliche Fahrtkosten,
» Verdienstausfall,
»  eine Aufwandsentschädigung (wenn der Termin weder am Wohn- noch am 

Arbeitsort des Zeugen stattfindet),
» gegebenenfalls Übernachtungskosten
» gegebenenfalls sonstige Auslagen, sofern diese notwendig waren.
Zur Erstattung dieser Kosten hat der Betroffene innerhalb einer Frist von 3 Monaten 
nach seiner Vernehmung einen schriftlichen Antrag an die Stelle zu richten, die ihn 
als Zeugen herangezogen hat. Beizulegen sind gegebenenfalls eine vom Arbeitge-
ber ausgefüllte und unterschriebe-
ne Verdienstausfallbescheinigung, 
die Ladung sowie sonstige Belege 
wie etwa Fahrkarten. Falls hohe 
Kosten entstehen, kann auf Antrag 
ein Vorschuss bewilligt werden.

WENN SIE NOCH FRAGEN HABEN…

wenden Sie sich an das Opfer-Telefon 116 006 oder besuchen Sie die Homepage 
des WEISSEN RINGS: www.weisser-ring.de
Kriminalitätsopfer und Interessierte können die Rufnummer 116 006 aus jedem 
Ort Deutschlands kostenfrei anwählen (aus dem Ausland kostenpflichtig unter  
+49 116 006).
Sie finden dort Gesprächspartner, die Ihnen Informationen zu Hilfsmöglichkeiten 
geben können. Dort erhalten Sie auch Kontaktdaten von spezialisierten Beratungs-
stellen und von örtlichen Ansprechpartnern des WEISSEN RINGS.

Ersatz von Aufwendungen

• Schriftlicher Antrag 

• Frist von 3 Monaten

„WENN MAN ZUR HAUPTVERHANDLUNG ALS ZEUGE GELADEN 
WIRD, HAT MAN EINEN ANSPRUCH AUF ERSTATTUNG DER ENT-
STANDENEN KOSTEN.“

10 TIPPS FÜR DIE  
VERNEHMUNG ALS OPFER

1  Haben Sie keine Angst vor der Vernehmung, Sie sind hier nicht in der Position 
des Angeklagten. Ihre Aufgabe als Zeuge ist es, das zu erzählen, was Sie sel-
ber gesehen oder erlebt haben.

2 Hören Sie aufmerksam der Frage zu.

3 Nehmen Sie sich Zeit, bevor Sie antworten.

4 Beantworten Sie ruhig und klar die Fragen.

5 Berichten Sie nur über das, was Sie selbst gehört oder gesehen haben.

6  Wenn Sie sich an etwas nicht mehr erinnern können, geben Sie dies ruhig zu. 
Es ist normal, dass Sie sich an Details vielleicht nicht mehr erinnern können, 
aber erfinden Sie nichts hinzu.

7  Haben Sie keine Angst vor den Fragen des Verteidigers. Manche Fragen sind 
vielleicht Teil der Verteidigungsstrategie. Es ist schließlich seine Aufgabe, sei-
nen Mandanten zu vertreten.

8  Nach der Vernehmung können Sie den Gerichtssaal verlassen oder auch bis 
zum Ende der Verhandlung im Zuschauerraum Platz nehmen, sofern öffentlich 
verhandelt wird.

9  Wird der Angeklagte freigesprochen, bedeutet dies nicht, dass man Ihnen 
nicht geglaubt hat. Häufig war die Beweislage nicht ausreichend.

10  Wenn Sie vor oder nach Ihrer Vernehmung bedroht oder angegriffen werden, 
melden Sie dies sofort dem Richter oder der Polizei!
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WANN FÄLLT DAS GERICHT 
SEIN URTEIL UND WORAUS 
BESTEHT ES?

Am Ende der Hauptverhandlung verkündet das Gericht ein Strafurteil. Darin wird 
entschieden, ob der Angeklagte für die ihm angelastete Tat schuldig gesprochen 
oder freigesprochen wird. Auf Antrag wird das Opfer über den Ausgang des Ver-
fahrens informiert.
Sofern der Angeklagte schuldig gesprochen wird, geben die Richter im Urteil be-
kannt, wegen welcher Delikte sich der Täter strafbar gemacht hat. In der Urteilsbe-
gründung wird erläutert, aus welchen Gründen das Gericht zu dieser Entscheidung 
kam. Außerdem wird die Strafe des Täters festgesetzt und ihre Art und Höhe be-
gründet. Das Urteil regelt auch, wer die Kosten des Verfahrens tragen muss.

WELCHE STRAFEN GIBT ES?

Im deutschen Strafrecht gibt es zwei Hauptstrafen: die Freiheitsstrafe und die Geldstrafe.

Eine Freiheitsstrafe wird im Gefängnis vollstreckt. Die Mindestdauer beträgt einen Mo-
nat. Als Maximalstrafe kennt das deutsche Strafrecht die lebenslange Freiheitsstrafe. 
Hat der Täter zwei Drittel seiner Freiheitsstrafe – mindestens aber zwei Monate – ver-
büßt und eine günstige Sozialprognose, dann kann er früher aus dem Strafvollzug zur 
Bewährung entlassen werden. Dies nennt man Strafrestaussetzung zur Bewährung. 
Die Freiheitsstrafe kann auch zur Bewährung ausgesetzt werden. Das Gericht kann 
dem Verurteilten für die Bewährungszeit Auflagen und Weisungen erteilen. Das Ge-
richt kann dem Verurteilten insbesondere auferlegen, den verursachten Schaden 
wiedergutzumachen. Nach Ablauf einer erfolgreichen Bewährungszeit wird dem 
Täter die restliche Strafe erlassen.

Hält sich der Verurteilte nicht an seine Bewährungsauflagen oder begeht er eine 
weitere Straftat während seiner Bewährungszeit, so kann die Bewährung wider-
rufen werden. Die Freiheitsstrafe wird dann im Strafvollzug vollstreckt.

Eine Geldstrafe wird nach Tagessätzen verhängt. Das bedeutet, der Verurteilte muss 
für eine bestimmte Tageszahl – mindestens 5, maximal 360 – einen bestimmten Geld-
betrag bezahlen, der sich nach seinem Einkommen und seinen persönlichen Verhält-
nissen richtet. Diese Geldstrafe wird an den Staat gezahlt, ist also keine Schadenser-
satz- oder Wiedergutmachungszahlung an den Verletzten. Sofern der Verurteilte seiner 
Zahlungspflicht nicht nachkommt, droht ihm eine sogenannte Ersatzfreiheitsstrafe.

NACH WELCHEN KRITERIEN LEGT  
DAS GERICHT DIE STRAFHÖHE FEST?

Das Gesetz bestimmt für jedes Delikt einen Strafrahmen, der eine Mindeststrafe und 
eine Maximalstrafe enthält. Welche Strafe für einen angeklagten Täter angemessen 
ist, bestimmen die Richter im Wege der Strafzumessung. Grundlage dafür ist die 
Schuld des Täters. Dazu sind im Gesetz teilweise spezielle Erschwernis- oder Milde-
rungsgründe vorgesehen. Berücksichtigt werden dabei unter anderem die persön-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters, das künftige Leben des Täters, 
sein Vorleben, sein Verhalten während der Verhandlung auch gegenüber dem Opfer, 
seine Reumütigkeit oder sein Bemühen, den Schaden wiedergutzumachen.

RECHTSMITTEL GEGEN 
EIN STRAFURTEIL

WIE KANN EIN URTEIL ANGEGRIFFEN WERDEN?

Es gibt mehrere Möglichkeiten gegen ein Urteil vorzugehen:

BERUFUNG:
Hat das Amtsgericht ein Urteil in erster Instanz gefällt, kann gegen dieses 
Urteil mit der Berufung vorgegangen werden. Mit der Berufung wird geltend 
gemacht, dass das Urteil unrichtig ist. Dieser Fehler kann entweder auf einer 
falschen oder unzureichenden Ermittlung des tatsächlichen Sachverhaltes 
beruhen oder auf einer fehlerhaften rechtlichen Beurteilung. Somit können 
auch neue Beweise vorgetragen werden. Berufung kann durch den Angeklag-
ten, den Staatsanwalt, den Privatkläger und in bestimmten Fällen auch durch 
den Nebenkläger eingelegt werden. Berufungsgericht ist das Landgericht. 

DAS URTEIL
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Berufung muss man innerhalb einer Woche bei dem Gericht einlegen, das das 
Urteil gesprochen hat. Ist die Berufung erfolgreich, wird das Urteil aufgehoben 
und durch eine Entscheidung des Berufungsgerichts ersetzt.

REVISION:
Mit der Revision kann man die erstinstanzlichen Urteile des Amtsgerichts, Land-
gerichts und Oberlandesgerichts sowie Berufungsurteile angreifen. Mit einer Re-
vision kann man geltend machen, dass die rechtliche Würdigung fehlerhaft war, 
das Urteil also auf einem Rechtsfehler beruht. Ein solcher Fehler kann zum Bei-
spiel darin liegen, dass ein Zeuge nicht richtig belehrt wurde oder ein Beweisver-
wertungsverbot nicht beachtet wurde. Auch eine Revision muss innerhalb einer 
Woche bei dem Gericht eingelegt werden, das das Urteil gesprochen hat. Sie kann 
aber noch innerhalb eines Monats begründet werden. Zur Revision berechtigt sind 
ebenfalls der Verurteilte, die Staatsanwaltschaft, der Nebenkläger und der Privat-
kläger. Revisionsgerichte sind das Oberlandesgericht und der Bundesgerichtshof.

KANN ICH ALS OPFER EIN  
STRAFURTEIL ANGREIFEN?

Als Opfer kann man nur dann ein Strafurteil angreifen, wenn man als Nebenkläger 
oder Privatkläger am Verfahren beteiligt ist. Der Nebenkläger kann das Urteil nicht 
mit dem Ziel anfechten, dass eine andere Strafe verhängt wird. Die Nebenklage hat 
aber die Befugnis, gegen einen Freispruch ein Rechtsmittel einzulegen.

AB WANN KANN EINE STRAFE  
VOLLSTRECKT WERDEN?

Eine Strafe kann erst dann vollstreckt werden, wenn nicht mehr gegen das Urteil 
vorgegangen werden kann. Wurde ein Urteil mit Rechtsmitteln angegriffen, dann 
müssen das Berufungsverfahren und gegebenenfalls das Revisionsverfahren ab-
geschlossen sein. Ansonsten kann ein Urteil vollstreckt werden, wenn die Rechts-
mittelfrist abgelaufen ist, wenn man also nicht mehr gegen das Urteil vorgehen 
kann. Verzichten alle Beteiligten nach Verkündung des Urteils auf ein Rechtsmittel, 
so wird das Urteil sofort rechtskräftig und kann vollzogen werden.

Wurde der Täter zu einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt, dann wird dem 
Verurteilten mitgeteilt, wann und wo er seine Strafe antreten muss. Zwischen Ver-
urteilung und Beginn der Freiheitsstrafe kann somit noch eine Zeit verstreichen. 
Tritt der Verurteilte diese Strafe nicht freiwillig an, kann er auch verhaftet werden. 
War der Verurteilte allerdings schon vor der Verhandlung in Untersuchungshaft,
dann wird er meist direkt in die Strafvollzugsanstalt verlegt.

FREIHEITSENTZIEHENDE MASSNAHMEN:
»  Jedes Opfer kann beantragen, dass ihm mitgeteilt wird, ob gegen den Täter 

freiheitsentziehende Maßnahmen wie eine Gefängnisstrafe angeordnet oder 
ob solche Maßnahmen beendet wurden.

»  Ebenfalls kann das Opfer beantragen, informiert zu werden, wenn dem Tä-
ter erstmalig Vollzugslockerungen oder Urlaub gewährt werden. Vorausset-
zung ist ein berechtigtes Interesse des Opfers an diesen Informationen. Ein 
solches berechtigtes Interesse brauchen Opfer von bestimmten schweren 
Delikten nicht nachzuweisen. Hierzu gehören zum Beispiel Opfer von  Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, Menschenhandel und Nach-
stellung. Der Herausgabe dieser Informationen darf jedoch kein schutzwür-
diges Interesse des Verurteilten entgegenstehen.

»  Auf Antrag wird das Opfer darüber informiert, wenn der Täter aus dem Voll-
zug geflohen ist und welche Maßnahmen zu seinem Schutz ergriffen wor-
den sind.

»  Auf Antrag ist das Opfer auch über erneute Vollzugslockerungen und Urlaub 
des Täters aus der Haft in Kenntnis zu setzen, wenn dafür ein berechtigtes 
Interesse dargelegt wird. Allerdings darf auch hier kein schutzwürdiges In-
teresse des Verurteilten entgegenstehen.

»  Darüber hinaus kann das Opfer von der Vollzugsanstalt Auskunft über die 
Entlassungsadresse und die Vermögensverhältnisse des Täters erhalten. 
Diese Informationen müssen jedoch erforderlich sein, um Rechtsansprüche 
im Zusammenhang mit der Straftat durchzusetzen.

KONTAKTVERBOT:
Auf Antrag ist dem Opfer einer Straftat mitzuteilen, ob der Verurteilte ange- 
wiesen wurde, keinen Kontakt zum Opfer aufzunehmen.
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RÜCKGABE EINER SACHE NACH  
SICHERSTELLUNG BEZIEHUNGS- 
WEISE BESCHLAGNAHME

Eine Sache, die dem Opfer gehört und die innerhalb des Strafverfahrens z. B. als 
Beweismittel beschlagnahmt oder sichergestellt wurde, erhält das Opfer spätes-
tens mit Eintritt der Rechtskraft des Urteils zurück.
Unter Umständen kann man eine beschlagnahmte Sache oder sichergestellte Sa-
che auch schon zu einem früheren Zeitpunkt zurückbekommen, nämlich wenn die 
Sache keine Beweisbedeutung für das Verfahren mehr hat.

Hat ein Jugendlicher eine Straftat begangen, richtet sich das Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz (JGG). Dieses greift auch, wenn ein 18- bis 21-Jähriger (He-
ranwachsender) eine Straftat begangen hat und trotz seiner Volljährigkeit das JGG 
anwendbar ist, weil eine jugendtypische Tat vorliegt oder der Heranwachsende 
einem Jugendlichen in seiner Entwicklung noch gleichsteht. Das Jugendstrafrecht 
unterscheidet sich an mehreren Stellen vom allgemeinen Strafrecht. Der Grund da-
für ist, dass die Straffälligkeit bei den meisten Jugendlichen eine vorübergehende 
Begleiterscheinung ihres Erwachsenwerdens darstellt. Deshalb muss darauf vor 
allem erzieherisch reagiert werden. Allerdings orientiert sich auch die Strafbarkeit 
von Jugendlichen und Heranwachsenden grundsätzlich am Strafgesetzbuch. Wel-
ches Verhalten strafbar ist, ist  also für alle gleich. Unterschiedlich sind aber die 
Rechtsfolgen. Nach dem JGG können Erziehungsmaßregeln, Zuchtmittel und Ju-
gendstrafen verhängt werden. Auch das Gerichtsverfahren unterscheidet sich. Zu-
ständig ist ein Jugendrichter, das Jugendschöffengericht oder die Jugendkammer. 
Verhandelt wird grundsätzlich 
in einer nicht öffentlichen Sit-
zung. Bei jedem Verfahren ge-
gen einen Jugendlichen  ist die 
Jugendgerichtshilfe beteiligt.

JUGENDGERICHTSVERFAHREN

„HAT EIN JUGENDLICHER EINE 
STRAFTAT BEGANGEN, RICHTET 
SICH DAS VERFAHREN NACH DEM 
JUGENDGERICHTSGESETZ (JGG).“
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OPFERRECHTE

Für sehr lange Zeit spielte 
das Verbrechensopfer im 
Strafverfahren eine sehr 
untergeordnete Rolle und 
sollte lediglich in der Be-
weisaufnahme zur Wahrheitsfindung beitragen. In den letzten Jahrzehnten hat sich 
das maßgeblich verändert. Einen großen Anteil daran hatte nicht zuletzt die Lob-
byarbeit vieler Opferhilfsorganisationen, aber auch die Opferforschung (Viktimo-
logie), die Anliegen und Bedürfnisse von Opfern untersuchten. Mittlerweile ist eine 
Vielzahl von Opferrechten in der deutschen Strafprozessordnung verankert. Dies 
ermöglicht eine verstärkte Teilnahme am Strafverfahren. Opferrechte werden heute 
als Menschenrechte betrachtet. Viele internationale und europäische Organisatio-
nen kümmern sich um die Umsetzung der Opferrechte.

„OPFERRECHTE WERDEN HEUTE ALS 
MENSCHENRECHTE BETRACHTET.“
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Die Europäische Union hat dazu eine Richtlinie 2012/29/EU über Mindeststandards 
für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten er-
lassen. Diese soll in allen 27 EU-Staaten Folgendes gewährleisten:

» Opfer gilt es respektvoll zu behandeln.
»  Opfer sind in einer für sie verständlichen Form über ihre Rechte aufzuklären 

und über ihren Fall zu informieren. In allen Mitgliedstaaten ist dafür zu sorgen, 
dass Opfer kostenlos Zugang zu Opferunterstützungsdiensten haben.

»  Opfer dürfen sich auf Wunsch am Verfahren beteiligen. Sie sind zu unterstüt- 
zen, wenn sie am Prozess teilnehmen wollen. Insbesondere schutzbedürftige 
Opfer wie Kinder, Vergewaltigungsopfer oder Menschen mit Behinderungen 
sind angemessen zu schützen.

»  Auch während der polizeilichen Ermittlungen und des Gerichtsverfahrens sind 
Opfer zu schützen.

Den Opfern einer Straftat stehen im Straf-
verfahren besondere Rechte zu. Diese 
Rechte sind hauptsächlich in der Strafpro-
zessordnung geregelt. Informationen dazu 
haben wir beim Ablauf eines Strafverfah-
rens dargestellt.

Die Behörden, mit denen das Opfer im Strafverfahren in Kontakt kommt, müs-
sen für eine respektvolle, einfühlsame, individuelle, professionelle und diskriminie-
rungsfreie Behandlung der Opfer Sorge tragen. Die Beteiligten sollen außerdem die 
Rechte und Interessen der Opfer in besonderem Maße berücksichtigen und darauf 
achten, dass die Opferrechte eingehalten werden.

RECHT AUF ANERKENNUNG 
UND RESPEKT

Für das Opfer einer Straftat ist es sehr wichtig, Informationen über den Ablauf 
und den Inhalt des Strafverfahrens gegen den Täter zu erhalten. Diese bieten eine 
Orientierungshilfe und entlasten das Opfer während der Dauer des Prozesses. 
Informierte Opfer sind stärker und können sich im laufenden Verfahren besser 
zurechtfinden. Die Informationsrechte wurden in Deutschland mit dem 3. Opfer-
rechtsreformgesetz in die Strafprozessordnung (StPO) eingefügt. Sie finden eine 
ausführliche Darstellung unter „Ihre Rechte als Opfer im Ermittlungsverfahren“.

ZUGANG ZU 
OPFERHILFEEINRICHTUNGEN

Die Richtlinie verpflichtet die Staaten, Opfern einen kostenlosen Zugang zu Opferhil-
feeinrichtungen zu gewähren. Dies muss für die Zeit vor, während und auch für einen 
angemessenen Zeitraum nach Abschluss des Strafverfahrens sichergestellt sein. Die 
Dienste müssen im Interesse der Opfer  handeln und dem Grundsatz der Vertraulich-
keit verpflichtet sein. Als Opfer einer Straftat wird man in verständlicher Sprache über 
Opferhilfeeinrichtungen in der Nähe seines Wohnorts informiert, oftmals durch die 
Übergabe entsprechender  Broschüren. Die Opferhilfeeinrichtungen bieten kosten-
lose Informationen an und gewähren Unterstützungsleistungen in psychologischer, 
sozialer und juristischer Hinsicht. Die Opfer erhalten vor allem emotionale Unter-
stützung. Viele Einrichtungen setzen Schwerpunkte in der Betreuung verschiedener 
Opfergruppen (z. B. Kinder, Frauen, Männer oder Opfer von sexuellem Missbrauch), 
um so den besonderen Bedürfnissen der Opfer gerecht werden. Wichtig ist auch 
eine Unterstützung bei den erforderlichen Behördengängen. Im Notfall leisten Opfer-
schutzeinrichtungen wie der WEISSE RING auch kurzfristig finanzielle Unterstützung.

RECHT AUF INFORMATION

„DIE OPFERHILFEEINRICHTUNGEN BIETEN VERSCHIEDENE 
KOSTENLOSE INFORMATIONSMÖGLICHKEITEN AN
UND GEWÄHREN UNTERSTÜTZUNGSLEISTUNGEN IN 
PSYCHOLOGISCHER, SOZIALER UND JURISTISCHER HINSICHT.“

„DEN OPFERN EINER 
STRAFTAT STEHEN 
IM STRAFVERFAHREN 
BESONDERE RECHTE  ZU.“
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Jedes Opfer hat ein Recht darauf, dass sein Schutz und seine Sicherheit im Strafver-
fahren gewahrt werden. Insbesondere ist jeder Verletzte einer Straftat vor weiteren 
Bedrohungen oder Übergriffen durch den Täter oder durch Dritte sowie   in seiner Pri-
vatsphäre zu schützen. Außerdem fordert die Richtlinie, dass die Vernehmung eines 
Opfers unverzüglich nach der Strafanzeige erfolgen und die Anzahl der Vernehmun-
gen auf ein Mindestmaß beschränkt werden soll.

Im Verfahren muss festgestellt werden, ob ein Opfer besonders schutzbedürftig 
ist. Hierbei werden persönliche Merkmale des Opfers, die Art oder das Wesen der 
Tat und ihre Umstände bewertet. Dabei sind beispielsweise Opfer von Terrorismus, 
Menschenhandel, Sexualstraftaten oder Beziehungsgewalt zu berücksichtigen. 
Kinder gelten immer als besonders schutzbedürftig.

Für Opfer mit besonderen Schutzbedürfnissen müssen zum Beispiel geeignete 
Räumlichkeiten für die Vernehmung vorgehalten oder eine Videovernehmung vor-
gesehen werden.

GEWALTSCHUTZVERFAHREN

Das Gewaltschutzgesetz schützt Personen, die Opfer von Gewalttaten und Nach-
stellung (Stalking) geworden sind. Durch gerichtliche Anordnung kann dem Täter 
ein Kontakt-, Näherungs- oder Aufenthaltsverbot erteilt werden. Die verschiedenen
Anordnungen sollen das Opfer vor weiterer Gewalt schützen. Konkret kann das 
Gericht beispielsweise verbieten:

BESONDERE 
SCHUTZBEDÜRFNISSE

RECHT AUF SCHUTZ 
UND SICHERHEIT

» die Wohnung des Opfers zu betreten,
» sich im (vom Gericht bestimmten) Umkreis der Wohnung des Opfers aufzuhalten,
» sich an Orten aufzuhalten, an denen sich das Opfer regelmäßig aufhält,
» Kontakt zum Opfer aufzunehmen,
» ein Zusammentreffen herbeizuführen.

SCHUTZANORDNUNGEN KOMMEN IN BETRACHT,  
WENN DER TÄTER
»  vorsätzlich den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit des Opfers  

verletzt hat oder
» hiermit gedroht hat oder
»  unberechtigt und vorsätzlich in die Wohnung oder auf das Grundstück des 

Opfers eingedrungen ist oder
» das Opfer unzumutbar und vorsätzlich belästigt hat.

Die Schutzanordnungen sind beim zuständigen Familiengericht zu beantragen. Der 
Antrag kann durch ein ausgefülltes Formular oder auch formlos schriftlich oder 
mündlich bei der Geschäftsstelle des Amtsgerichts gestellt werden. Die sofortige 
Wirksamkeit der Gewaltschutzanordnung kann vom Gericht angeordnet werden. 
Wenn dies nicht erfolgt, muss die Gewaltschutzanordnung dem Täter durch den 
Gerichtsvollzieher zugestellt werden.

Verstößt der Täter gegen eine solche Anordnung, so kann er mit einer Geldstrafe 
oder einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr belegt werden. Nähere Informationen 
erhalten Sie unter www.bmfsfj.de oder www.gewaltschutz.info/

WOHNUNGSÜBERLASSUNG
Täter von Partnergewalt – unabhängig davon, ob verheiratet oder nicht – können 
durch richterliche Anordnung aus der gemeinsamen Wohnung verwiesen werden. 
Voraussetzungen für die Wohnungsüberlassung an das Opfer sind:
»  Opfer und Täter führen zum Zeitpunkt der Tat dauerhaft einen gemeinsamen 

Haushalt.
»  Der Täter hat den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit des Opfers vorsätz-

lich verletzt.

Die verletzte oder bedrohte Person muss innerhalb von drei Monaten nach der   
Tat die Wohnungsüberlassung schriftlich vom Täter verlangen. Der Anspruch auf 
Wohnungsüberlassung ist nach Ablauf der Frist ausgeschlossen.
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Strengere Voraussetzungen gelten, wenn es nur zu einer Androhung von Gewalt 
kam. In schwerwiegenden Fällen kann die gemeinsam genutzte Wohnung dem Op-
fer überlassen werden, wenn zum Beispiel das Wohl von im Haushalt lebenden Kin-
dern gefährdet ist. Auch in diesem Fall gelten Fristen für die Wohnungsüberlassung.

Sofern die ge-
walttätige Person 
Eigentümer oder 
alleiniger Mieter 
der Wohnung ist, 
kann dem Opfer 
die Wohnung für 
höchstens sechs 

Monate zugewiesen werden. Findet das Opfer in dieser Zeit keine Ersatzwohnung, 
so kann das Gericht in bestimmten Fällen auf Antrag die Frist um maximal sechs 
weitere Monate verlängern.

Wenn das Opfer die gerichtliche Anordnung der Wohnungsüberlassung erreichen 
möchte, kann es selbst den Antrag stellen oder sich durch einen Rechtsanwalt ver-
treten lassen. Ferner besteht die Möglichkeit, Hilfe bei Beratungsstellen für häus-
liche Gewalt oder dem WEISSEN RING zu erhalten.

SCHADENSERSATZ UND  
ENTSCHÄDIGUNG VOM TÄTER

VERSCHIEDENE ANSPRÜCHE:
Grundsätzlich ist der Täter gegenüber dem Opfer verpflichtet, den durch die Tat 
verursachten Schaden zu ersetzen und gegebenenfalls auch Schmerzensgeld zu 
zahlen. Als Schadensersatz kann das Opfer verlangen, dass der Täter den Zustand 
wiederherstellt, der bestehen würde, wenn die Straftat nicht geschehen wäre. Dies 
kann zum Beispiel die Reparaturkosten für eine beschädigte Sache, aber auch 

SCHADENSERSATZ UND
ENTSCHÄDIGUNG

den Ersatz vom entgangenen Arbeitslohn oder entstandene Krankenhauskosten 
umfassen. Daneben kann ein Anspruch auf ein angemessenes Schmerzensgeld 
bestehen. Schmerzensgeld ist eine finanzielle Entschädigung für körperliche oder 
seelische Verletzungen der Gesundheit, Verletzungen der Freiheit oder der sexuel-
len Selbstbestimmung.

Auch Hinterblie-
bene des Opfers 
können gegen 
den Täter einen 
Anspruch auf an-
gemessene Ent-
schädigung in 
Geld für zugefüg-

tes seelisches Leid geltend machen. Dies ist dann möglich, wenn ein besonderes 
Näheverhältnis zwischen den Hinterbliebenen und dem Opfer bestand. Vermutet 
wird ein solches Näheverhältnis bei Ehegatten, Lebenspartnern, Elternteilen oder 
Kindern des Getöteten. Es kann aber auch bei anderen Personen vorliegen.

Die Höhe des Schmerzensgeldes und des Hinterbliebenengeldes legt das Gericht 
fest, soweit sich Opfer und Täter nicht über eine Summe einigen. Als ausländisches 
Opfer einer Straftat hat man Zugang zu den deutschen Zivilgerichten, um dort sei-
nen Schadensersatzanspruch einzuklagen, der durch eine Straftat entstanden ist. 
Ebenso besteht die Möglichkeit, den Anspruch im Rahmen eines sogenannten Ad-
häsionsverfahrens vor dem Strafgericht geltend zu machen.

OPFERENTSCHÄDIGUNGSGESETZ

Das Opferentschädigungsgesetz (OEG) sieht unter bestimmten Voraussetzungen 
umfangreiche Ansprüche für das Opfer eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätli- 
chen Angriffs vor, wenn dadurch eine gesundheitliche Schädigung eingetreten ist. 
Anspruchsberechtigt sind auch Opfer, die durch die rechtmäßige Abwehr eines 
solchen Angriffs verletzt werden oder die durch eine Straftat geschädigt werden, 
die gegen einen anderen gerichtet war. Die Leistungen für Taten im Inland ergeben 
sich aus dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und sind sehr umfangreich.

„TÄTER VON PARTNERGEWALT – UNABHÄNGIG 
DAVON, OB VERHEIRATET ODER NICHT – 
KÖNNEN DURCH RICHTERLICHE ANORDNUNG 
AUS DER GEMEINSAMEN WOHNUNG 
VERWIESEN WERDEN.“

„GRUNDSÄTZLICH IST DER TÄTER GEGENÜBER 
DEM OPFER VERPFLICHTET, DEN DURCH DIE 
TAT VERURSACHTEN SCHADEN ZU 
ERSETZEN UND GEGEBENENFALLS AUCH 
SCHMERZENSGELD ZU ZAHLEN.“
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VORAUSSETZUNG FÜR EINEN ANSPRUCH NACH DEM OEG
»  Der tätliche Angriff muss auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

oder auf einem deutschen Schiff oder in einem deutschen Flugzeug erfolgt 
sein.

»  Für Taten im Ausland, die nach dem 01.07.2009 begangen wurden, be-
steht ein besonders geregelter Versorgungsanspruch, der eingeschränkte 
Leistungen vorsieht.

»  Der Antrag muss innerhalb eines Jahres nach der Tat gestellt werden, 
damit Leistungen ab dem Schädigungstag gewährt werden.

»  Bei späterer Antragstellung können Leistungen erst ab dem Antragsmonat 
gewährt werden.

Grundsätzlich sieht das OEG vor, dass Strafanzeige erstattet wird. Stellt dies eine 
besondere Belastung für den Geschädigten dar, kann darauf verzichtet werden. 
Nähere Ausführungen dazu finden Sie im Vorblatt zum OEG-Antrag.

BERECHTIGTE:
» Geschädigte
»  Hinterbliebene (Witwen, Witwer, Waisen, Eltern, Betreuungsunterhaltsbe-

rechtigte)
» Nahestehende (Geschwister, eheähnliche Gemeinschaft)

Ausländische Staatsangehörige sind rückwirkend ab dem 01.07.2018 Deut-
schen gleichgestellt.

 
HILFEN DURCH DAS OEG
Die Leistungen sind sehr vielfältig und werden in jedem Einzelfall durch die Versor-
gungsämter genau geprüft. Je nach Verletzung können die Leistungen sehr unter-
schiedlich sein.

FOLGENDE UNTERSTÜTZUNGEN SIND VORGESEHEN:
» Heilbehandlung

 ›   stationäre und ambulante ärztliche, zahnärztliche und psychothera- 
peutische Behandlung

 ›  Versorgung mit Arznei- und Verbandsmitteln und
 ›  Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln
» Versorgungskrankengeld bei schädigungsbedingter Arbeitsunfähigkeit
» Leistungen der Kriegsopferfürsorge
» Hilfen zur beruflichen Rehabilitation
» Grundrente
» Schwerstbeschädigtenzulage
» Pflegezulage
» Berufsschadensausgleich
» Ausgleichsrente
» Witwen- und Waisenversorgung (Grund- und Ausgleichsrente)
» Elternversorgung
» Bestattungsgeld

Seit dem 01.01.2021 besteht zudem ein Anspruch auf Behandlung in einer 
Traumaambulanz.

Die aufgeführten Hilfen sind lediglich auszugsweise und stichpunktartig aufgeführt.
Wichtig ist, dass man über dieses Gesetz wesentlich umfassendere Leistungen er-
hält als z. B. durch die Krankenkasse oder die Rentenversicherung.

DAS SOLLTEN SIE BEACHTEN:
Steht der vorsätzliche, rechtswidrige tätliche Angriff auf das Opfer im Zusam-
menhang mit dessen Berufsausübung, ist die Berufsgenossenschaft vorrangig 
zuständig. Zusätzlich sollte sicherheitshalber jedoch gleichzeitig ein Antrag 
nach dem OEG gestellt werden. Die OEG-Antragstellung erfolgt beim örtlichen 
Versorgungsamt.

OPFERRECHTEOPFERRECHTE 6160



RECHTE VON
AUSLÄNDISCHEN OPFERN

 »  Rechte im Strafverfahren:
Die Opferschutzvorschriften der Strafprozessordnung gelten auch für Opfer von 
Straftaten in Deutschland, die keine deutsche Staatsangehörigkeit haben.

 »  Rechte auf staatliche Entschädigung:
Ebenso erhalten ausländische Staatsangehörige rückwirkend zum 01.07.2018 
unabhängig von einem Wohnsitz oder einer Dauer des Aufenthalts in Deutsch-
land Entschädigungsleistungen nach dem OEG. Sie werden Deutschen gleich-
gestellt.

WEITERE 
ENTSCHÄDIGUNGSMÖGLICHKEITEN

LANDESSTIFTUNGEN
Nach dem OEG werden Sach- und Vermögensschäden nicht erstattet. Jedoch gibt 
es in einigen Bundesländern (zum Beispiel Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-
Pfalz und Niedersachsen) Landesstiftungen, die unter bestimmten Voraussetzungen 
auf Antrag finanzielle Hilfe auch für Sachschäden oder Schmerzensgeld leisten.

Ob in Ihrem Bundesland eine Landesstiftung besteht, können Ihnen zum Beispiel 
die Mitarbeiter des WEISSEN RINGS mitteilen.

OPFER EXTREMISTISCHER ODER TERRORISTISCHER  
ÜBERGRIFFE:
Der Deutsche Bundestag hat Gelder zur Entschädigung von Opfern extremisti-
scher Übergriffe bereitgestellt. Es handelt sich dabei um Hilfen, auf die jedoch kein 
Rechtsanspruch besteht, da es sich um freiwillige Leistungen des Staates handelt.

Unter extremistischen Übergriffen sind insbesondere rechtsextrem, fremdenfeind- 
lich, antisemitisch, islamistisch oder linksextrem motivierte Körperverletzungen zu 
verstehen, aber auch massive Bedrohungen oder Ehrverletzungen.

Auch Hinterbliebene oder Privatpersonen, die bei der Abwehr eines extremisti- 
schen Übergriffs auf Dritte gesundheitlichen Schaden erlitten haben, können einen 

Antrag auf Entschädigungsleistungen stellen. Das Antragsformular findet sich unter 
www.bundesjustizamt.de und kann an das Bundesamt für Justiz gesendet werden. 
Opfer terroristischer Straftaten können ebenso Härteleistungen erhalten. Weitere
Informationen hierzu finden Sie ebenfalls unter www.bundesjustizamt.de

ERGÄNZENDES HILFESYSTEM (EHS)
Das Ergänzende Hilfesystem unterstützt Betroffene, die als Kinder oder Jugendliche 
sexuelle Gewalt im familiären Bereich oder im institutionellen Bereich erleiden mussten. 

Betroffene können Sachleistungen im Wert von bis zu 10.000 Euro beantragen. 
Solche Leistungen können beispielsweise spezielle Therapien, Heil- und Hilfsmit-
tel, Assistenzhunde, Selbstbehauptungskurse sowie Aus- und Weiterbildungen 
oder Umschulungen sein.

VERKEHRSOPFERHILFE
Die Verkehrsopferhilfe e.V. ist der Zusammenschluss der Haftpflichtversicherer, der 
im Falle der Unfallflucht, einer Gewalttat mittels eines KFZ sowie des Fahrens ohne 
Versicherungsschutz eintrittspflichtig ist. Die Regulierung nimmt nicht die Verkehrs-
opferhilfe als solche vor, sondern eines ihrer Mitgliedsunternehmen. Die Leistungen 
bestimmen sich nach den Bestimmungen des Pflichtversicherungsgesetzes.

Wenden Sie sich an das Opfer-Telefon 116 006 oder besuchen Sie die Homepage 
des WEISSEN RINGS: www.weisser-ring.de
Kriminalitätsopfer und Interessierte können die Rufnummer 116 006 aus jedem 
Ort Deutschlands kostenfrei anwählen (aus dem Ausland kostenpflichtig unter 
+49 116 006).
Sie finden dort Gesprächspartner, die Ihnen Informationen zu Hilfsmöglichkeiten 
geben können. Dort erhalten Sie auch Kontaktdaten von spezialisierten Beratungs-
stellen und von örtlichen Ansprechpartnern des WEISSEN RINGS.

WENN SIE NOCH
FRAGEN HABEN
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Opfer-Telefon: 116 006
bundesweit kostenfrei

Onlineberatung: 
www.weisser-ring.de

400 Mal für Sie 
vor Ort


